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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordnete Inwieweit kann die Bundesrepublik Deutschland 

Frau die Erkenntnis der GRÜNEN bestätigen oder wider- 

Kelly legen, daß der Austausch der amerikanischen Per- 

(DIE GRÜNEN) shing I A-Raketen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land durch den Typ Pershing II im Rahmen einer 
nationalen amerikanischen Entscheidung bereits im 
Frühjahr 1978 beschlossen wurde? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 30. Mai 

Über den Austausch der amerikanischen Pershing I A-Raketen in der 
Bundesrepublik Deutschland durch den Typ Pershing II wurde nicht 
im Rahmen einer nationalen amerikanischen Entscheidung, sondern 
nach enger und einvernehmlicher Abstimmung im Atlantischen Bünd- 
nis durch den NATO-Doppelbeschluß vom 12. Dezember 1979 ent- 
schieden. 

2. Abgeordneter Bis wann sind die Voraussetzungen dafür geschaffen, 

Dr. Friedmann daß die im Bundeshaushalt 1983 bei Kapitel 05 02 
(CDU/CSU) (Allgemeine Bewilligungen des Auswärtigen Amts) 

unter Titel 686 36 - 029 „Leistungen im Interesse 
der deutsch-französischen Verständigung“ veran- 
schlagten und qualifiziert gesperrten 50 Millionen 
DM an ehemalige elsässische Zwangsrekrutierte ge- 
zahlt werden können? 

Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 22. Juni 

Die Entsperrung der Gelder für die französische Stiftung zugunsten 
der Härtefälle unter den Zwangsrekrutierten gemäß dem deutsch- 
französischen Abkommen vom 31. März 1981 hat, wie Sie wissen, der 
Haushaltsausschuß unter die Bedingung gestellt, daß eine ,, befriedi- 
gende Lösung“ für die Frage des Mundatwalds und der Sequester- 
grundstücke gefunden wird, die der Ausschuß im Zusammenhang mit 
der Regelung zugunsten der genannten Stiftung sieht. 

Als ,, befriedigende Lösung“ hat der Deutsche Bundestag die Wieder- 
erlangung der Verfügungsgewalt der deutschen Eigentümer über die 
sogenannten Sequestergrundstücke sowie die Aufhebung der franzö- 
sischen Annexion des Mundatwalds erklärt. Die Bundesregierung hat 
durch ihre Bemühungen um eine solche Lösung bereits sehr weitge- 
hende Konzessionen der französischen Regierung erreicht, nämlich 
konkrete Vorbereitungen für ein französisches Gesetz zur Freigabe des 
Sequesterlandes sowie ein französisches Angebot, die deutsche Souve- 
ränität über den Mundatwald anzuerkennen, allerdings für den Preis 
französischen Zivil eigentums am Wald. 

Die Bundesregierung hat die begründete Hoffnung, daß damit die Vor- 
aussetzungen für die Freigabe der Mittel nach dem zitierten Abkommen 
so gut wie geschaffen sind und daher der Haushaltsausschuß bei seiner 
hoffentlich in Kürze stattfindenden Debatte die Entsperrung der ersten 
Rate von 50 Millionen DM beschließen kann. 

3. Abgeordneter Trifft es zu, daß neben den in letzter Zeit bekannt- 

Sauer gewordenen Fällen von Willküijustiz gegenüber Bun- 

(Salzgitter) desbürgern bei Reisen in die DDR und in die CSSR 

(CDU/CSU) auch entsprechende Übergriffe von seiten der pol- 

nischen Behörden bei Reisen nach Polen und in 
den polnischen Machtbereich vorgekommen sind, 
wobei insbesondere aus den Oder-Neiße-Gebieten 
ausgesiedelte oder nach polnischer Auffassung 
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„illegal“ ausgereiste Deutsche Opfer derartiger 
Willküijustiz waren und dabei das Bemühen der 
polnischen Behörden im Vordergrund stand, die 
Betroffenen für eine geheimdienstliche Tätigkeit 
nach Rückkehr in die Bundesrepublik Deutsch- 
land zu gewinnen? 

Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 10. Juni 

Der Bundesregierung sind in letzter Zeit keine Fälle bekanntgeworden, 
in denen Deutsche bei Reisen nach Polen Opfer von Willküijustiz ge- 
worden sind und bei denen das Bemühen der polnischen Behörden im 
Vordergrund gestanden haben soll, die Betroffenen für eine geheim- 
dienstliche Tätigkeit nach Rückkehr in die Bundesrepublik Deutsch- 
land zu gewinnen. 


4. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung unternehmen, um 

Dr. Wittmann den einem deutschen Ehepaar am 8. April 1982 

(CDU/CSU) von tschechischen Grenzorganen abgenommenen 

und später gerichtlich eingezogenen Schmuck den 
Berechtigten wieder zukommen zu lassen? 

Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 20. Juni 

Die Bundesregierung ist darüber informiert, daß das tschechoslowaki- 
sche Bezirksgericht Pilsen das am 8. April 1982 verhaftete deutsche 
Ehepaar wegen Verletzung der tschechoslowakischen Vorschriften 
über den Warenverkehr mit dem Ausland zu einer Freiheitsstrafe von 
je zwölf Monaten und zur Zahlung von Geldstrafen von je 15 000 
tschechoslowakischen Kronen verurteilt hat. Das Gericht hat außerdem 
die Einziehung des im Besitz der Eheleute Vorgefundenen Schmucks 
im Wert von etwa 55 000 DM sowie die Ausweisung nach Verbüßen 
der Haftstrafe angeordnet. Es hat seine Entscheidung damit begründet, 
daß die Eheleute versucht hätten, einen Teil des Schmucks im Wert 
von ca. 5500 DM in die Bundesrepublik Deutschland zu schmuggeln. 
Der übrige Schmuck sei von den Eheleuten bei der Einreise in die 
Tschechoslowakei nicht deklariert worden und sei daher einzuziehen. 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob es eine realistische Möglichkeit 
gibt, trotz des rechtskräftigen Urteils die Herausgabe des eingezogenen 
Schmucks zu erreichen; sie hat dazu die Botschaft Prag um Stellung- 
nahme gebeten. Nach Abschluß dieser Prüfung wird die Bundesregie- 
rung entscheiden, ob und gegebenenfalls welche Maßnahmen ergriffen 
werden sollen, um den Schmück zurückzuerhalten. 


5. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß trotz der in der KSZE-Schlußakte 
von 1975 niedergelegten Zielsetzungen, die auch 
den freien Reiseverkehr zwischen den Staaten unter- 
schiedlicher politischer Systeme beinhalten, deut- 
schen Staatsbürgern, insbesondere dort gebürtigen, 
die Einreise in den unter sowjetischer Verwaltung 
stehenden Teil Ostpreußens verweigert wird, und 
wenn ja, mit welchen Begründungen? 


6. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß 
dieses Verhalten eine Verletzung der KSZE-Schluß- 
akte vom 1. August 1975 (Korb 3) darstellt, und 
was gedenkt sie zu unternehmen, um die sowjeti- 
sche Regierung zu einem vertragskonformen Ver- 
halten zu veranlassen? 
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Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 22. Juni 

Die Thematik Ihrer Frage wurde bereits mehrfach in verschiedenen 
Gremien erörtert. Abgeordnete der Bundesrepublik Deutschland haben 
auf der vom 12. bis 17. Mai 1980 in Brüssel stattgefundenen IV. Inter- 
parlamentarischen Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
eine Entschließung erreicht, in der die Parlamente und Regierungen 
der KSZE-Teilnehmerstaaten aufgefordert werden, „Möglichkeiten 
zu finden, um weitere Teile ihrer Gebiete für den Touristenverkehr 
zu öffnen“. 

Unter Hinweis auf diese Entschließung hat der Leiter der deutschen 
Delegation in Madrid, Botschafter Kastl, in einer Intervention vor dem 
Plenum der Madrider Konferenz am 27. November 1981 diese Frage 
aufgegriffen. Unter Hervorhebung des nördlichen Ostpreußens hat er 
dargelegt, daß es die Bundesregierung begrüßen würde, wenn die Sowjet- 
union Reisen auch in diese Gebiete zulassen würde. 

Auch im Rahmen bilateraler Konsultationen hat sich die Bundesregie- 
rung mehrfach für eine Änderung der sowjetischen Haltung eingesetzt. 
Die Reaktion der Sowjetunion war immer ablehnend. 

Es trifft zu, daß sämtlichen Ausländern der Zugang zum nördlichen 
Ostpreußen verwehrt wird. Das gesamte Gebiet gilt als Sperrbezirk für 
Ausländer. 

Visa-Anträge für Besuchsreisen dorthin werden ohne Angabe von Grün- 
den abgelehnt. 

Die Bundesregierung setzt beharrlich ihre Bemühungen fort, die sowje- 
tische Regierung davon zu überzeugen, daß es den Beziehungen zwi- 
schen beiden Ländern förderlich wäre, wenn die Sowjetunion Ost- 
preußen für Besuchsreisen öffnen würde. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter Wie vereinbart Bundesminister Dr. Zimmermann 
Weinhofer > die Tatsachen, daß er einerseits dem Innenausschuß 
(SPD) des Deutschen Bundestags Vorschriften zur Neu- 

ordnung des Beihüferechts zuleitet, in denen eine 
gestaffelte Eigenbeteiligung des Beihilfeberechtigten 
vorgesehen ist, und daß er andererseits öffentlich 
erklärt, er habe sich „nachdrücklich gegen eine 
derartige lineare Kürzung der Krankheitsleistungen 
des Dienst herrn ausgesprochen“, „schon die Be- 
zeichnung als Selbst- oder Eigenbeiteiligung (sei) . . . 
irreführend“, sie sei ,,ohne jeden irgendwie steuern- 
den Effekt“ und ,,der falsche Weg zur Begrenzung 
der Kostenexplosion im Gesundheitswesen“, und er 
werde sich weiterhin bemühen, ,,daß die vorgese- 
hene Selbstbeteiligung in der jetzt ins Auge gefaßten 
Form nicht verwirklicht wird“ (Neuburger Rund- 
schau vom 4. Mai 1983)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 13. Juni 

Mit der in den Vorschriften zur Neuordnung des Beihilferechts vor- 
gesehenen gestaffelten Eigenbeteiligung wird der dem Bundesinnen- 
minister durch Beschluß der Bundesregierung vom 27. Oktober 1982 
erteilte Auftrag vollzogen. 

Die intensiven Bemühungen des Bundesinnenministers um eine Lösung, 
durch die eine derartige Kürzung der Leistungen im Krankheitsfall ver- 
mieden würde, beruhten auf seiner besonderen Verantwortung und Für- 
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Sorgepflicht für den öffentlichen Dienst. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß einerseits im Beihilferecht ohnehin eine Reihe von gezielten, auf 
die Kostenursachen einwirkende Selbstbeteiligungen vorgesehen sind 
und andererseits den Beamten im Rahmen der Haushaltsbegleitgesetze 
1983 bereits ein erheblicher Beitrag zur Haushaltskonsolidierung ab- 
verlangt worden ist und durch die Haushaltsbegleitgesetze 1984 weitere 
zusätzliche Belastungen für sie nicht zu vermeiden sein werden. 

Ich habe daher Verständnis für die Ablehnung der vorgesehenen Eigen- 
beteiligung durch die Gewerkschaften und bedauere, daß von dieser 
Regelung wegen der durch die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
gegebenen finanzpolitischen Zwänge, denen sich der Bundesinnen- 
minister nicht verschließen kann, nicht Abstand genommen werden 
konnte. Ich darf jedoch darauf hinweisen, daß die Regelung befristet 
ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß sich die 

Dr. de With in der Bundesrepublik Deutschland bestehenden 

(SPD) sozialtherapeutischen Anstalten bewährt haben, und 

ist die Bundesregierung bereit, die gesetzlich abge- 
sicherte Weiterentwicklung der sozialtherapeuti- 
schen Anstalten voranzutreiben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Klein 
vom 16. Juni 

Über eine Bewährung der sozialtherapeutischen Anstalten allgemein 
kann noch kein endgültiges Urteil abgegeben werden. Die bestehenden 
sozialtherapeutischen Modellanstalten sind relativ wenige kleine Ein- 
richtungen, die geschaffen wurden, um Erfahrungen zu sammeln. 
In ihnen wird nach unterschiedlichen Konzepten gearbeitet. Die Bun- 
desregierung mißt dieser Arbeit große Bedeutung bei. Die in jüngerer 
Zeit in Untersuchungen über die Ergebnisse einzelner Modellanstalten 
vorgelegten Zahlen lassen nur sehr vorsichtige Rückschlüsse auf einen 
Erfolg im Sinn der Legalbewährung zu. Die Entlassenen aus sozial- 
therapeutischen Anstalten werden jedoch durchweg in geringerem 
Umfang rückfällig als vergleichbare andere Straffällige. Damit wird das 
kriminalpolitische Konzept, durch intensive Behandlung Straffälliger 
die Rückfallquote zu senken, bestätigt. 

Für die Einrichtung, den Ausbau und insbesondere auch die Fortent- 
wicklung der sozialtherapeutischen Anstalten sind allein die Bundes- 
länder zuständig, die mehrfach ausdrücklich, zuletzt in der Begründung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes 
am 20. Mai 1983 (BR-Drucksache 110/83 — Beschluß), ihre Bereit- 
schaft betont haben, die Sozialtherapie innerhalb des Strafvollzugs 
zu fördern und fortzuentwickeln. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


9. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung die zuständige Stelle 
der US-Army veranlassen, den in der Kreisstadt 
Dachau (Oberbayern) gelegenen, im Eigentum des 
Freistaats Bayern stehenden und von Angehörigen 
der US-Army nur noch spärlich genutzten Golfplatz 
für Erholungsbedürfnisse der Bevölkerung freizu- 
geben oder wenigstens zu öffenen, oder welche 
rechtlichen und tatsächlichen Hindernisse stehen 
einer solchen Intervention entgegen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 20. Juni 

Die amerikanischen Streitkräfte vertreten den Standpunkt, daß sie 
weiterhin Bedarf an dem Golfplatz haben. Das Gelände diene der 
dortigen Militärgemeinde auch zu sonstigen Erholungszwecken. Die 
Nutzung sei in jüngster Zeit aber witterungsbedingt begrenzt gewesen. 

Sollte der Bundesregierung ein Antrag auf Freigabe zugehen, wäre sie 
gleichwohl bereit, diesen nach Abstimmung mit dem Eigentümer an 
die Streitkräfte weiterzuleiten. Dabei könnte auch die Frage ange- 
sprochen werden, ob eine Mitbenutzung des Golfplatzes durch die 
Bevölkerung möglich ist. 

10. Abgeordneter 
Wolfgramm 
(Göttingen) 

(FDP) 


1 1 . Abgeordneter 
Wolfgranun 
(Göttingen) 
(FDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 20. Juni 

Bei dem von Ihnen erwähnten Vorentwurf handelt es sich um eine 
Arbeitsunterlage, die das zuständige Fachreferat des Bundesfinanz- 
ministeriums im Rahmen der vorbereitenden Arbeiten für die Umset- 
zung von drei das Börsenrecht betreffenden EG-Richtlinien erstellt 
hat. Sie diente als Grundlage für informelle Gespräche mit den Börsen, 
Banken und Emittenten als den Hauptbeteiligten des Zulassungswesens 
von Wertpapieren zur amtlichen Börsennotierung. Zur Zeit wird ein 
Referentenentwurf ausgearbeitet, der dann im Ressortkreis abgestimmt 
und mit den beteiligten Fachkreisen und Verbänden erörtert wird. Im 
Anschluß daran wird die Bundesregierung auf der Grundlage dieser 
Vorarbeiten die von ihr zu erlassende Rechtsverordnung beraten und 
über sie beschließen. Soweit ist es aber noch nicht. 

Ich darf Sie um Verständnis dafür bitten, daß^ sich die Bundesregierung 
im gegenwärtigen Verfahrensstand nicht vorab und gesondert zu Einzel- 
fragen aus dem gesamten Regelungsbereich verbindlich äußern und fest- 
legen kann. Ich stimme aber mit Ihnen überein, daß dem Schutz der 
Anleger und damit auch den Fragen der Publizität entscheidende Be- 
deutung zukommt. Dabei wird es darauf ankommen, eine ausreichende 
Unterrichtung der Anleger zu möglichst kostengünstigen Bedingungen 
sicherzustellen, ohne der kapitalsuchenden Wirtschaft den Zugang zu 
unserem Börsenmarkt unnötig zu erschweren. 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein Entwurf 
bzw. Vorentwurf des Bundesfinanzministers für eine 
neue Börsenzulassungsverordnung in den §§ 19, 68 
und 79 Banken und Aktiengesellschaften die Mög- 
lichkeit gibt, die bisher seit 1910 geltenden Ver- 
öffentlichungspflichten für Bilanz, Börseneinfüh- 
rungsprospekt usw, im Bundesanzeiger und einem 
Börsenpflicht blatt durch ein formelles Bereithalten 
dieser Unterlagen am Sitz des Emittenten oder an 
einem Bankschalter (Zahlstelle) zu ersetzen und 
darauf lediglich in einer kleinen Hinweisanzeige im 
Bundesanzeiger und in einem Börsenpflichtblatt 
aufmerksam zu machen? 

Wird die Bundesregierung nach Überprüfung des 
Entwurfs bzw. Vorentwurfs bei der Umsetzung der 
EG-Richtlinie 80/390 in deutsches Recht von der 
Möglichkeit Gebrauch machen, den seit 1910 be- 
stehenden Publizitätsstand dadurch beizubehalten, 
daß sie von dem Wahlrecht zwischen der Beibehal- 
tung des gegenwärtigen Rechtszustands und der 
Möglichkeit der Bereithaltung beim Emittenten 
oder afi Bankschaltern (Zahlstellen) in der Weise 
Gebrauch macht, daß es im Interesse eines unver- 
minderten Anlegerschutzes bei dem in der Bundes- 
republik Deutschland erreichten Publizitätsstand 
bleibt? 
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12. Abgeordneter Welche Notwendigkeit sieht die Bundesregierung in 
Dr. Enders der Überprüfung von Manöverschäden durch Bedien- 

(SPD) stete der Bundesvermögensverwaltung, nachdem 

Monate vorher von den Ämtern für Verteidigungs- 
lasten das Ausmaß der Schäden mit den betroffenen 
Gemeinden aufgenommen und geregelt wurde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 20. Juni 

Manöverschäden, für die ausländische Streitkräfte rechtlich verant- 
wortlich sind, werden von den Behörden der Verteidigungslastenver- 
waltung der Länder zu Lasten der ausländischen Streitkräfte abge- 
golten. Bei Entschädigungsansprüchen von Gemeinden, Gemeinde- 
verbänden oder Ländern muß die Behörde der Verteidigungslasten- 
verwaltung nach den zwischen dem Bund und den ausländischen Streit- 
kräften bestehenden Abkommen den Vertreter des Finanzinteresses in 
bestimmten, finanziell bedeutsamen Schadensfällen hören, bevor sie 
eine Entschädigung leistet. Zu Vertretern des Finanzinteresses im Sinn 
des § 56 des Bundesleistungsgesetzes sind die Oberfinanzdirektionen 
- Bundesvermögensabteilungen - bestellt. 

Nach den Verwaltungsanweisungen ist es grundsätzlich nicht notwen- 
dig, daß der Vertreteo: des Finanzinteresses die vom zuständigen Amt 
für Verteidigungslasten bereits aufgenommenen und ermittelten Manö- 
verschäden noch einmal selbst besichtigt. Allerdings hat der Vertreter 
des Finanzinteresses die Aufgabe, die Entschädigungsberechnung des 
Amts für Verteidigungslasten auf ihre Richtigkeit zu prüfen und auf 
eine einheitliche Anwendung der Entschädigungsgrundsätze hinzu- 
wirken. Die Zahlungspflichtigen ausländischen Streitkräfte messen der 
Tätigkeit des Vertreters des Finanzinteresses bei der Abwicklung der 
Manöverschäden der öffentUchen Körperschaften besondere Bedeutung 
bei. 

Wie hoch sind die Steuerbegünstigungen, hervorge- 
rufen durch Eigentümerwechsel im Bestand (§ 7 b 
EStG im Bestand) bei selbstgenutztem Wohneigen- 
tum? 


Wie hoch sind die Steuerverzichte der öffentlichen 
Hand durch Nichtbesteuerung der realisierten Wert- 
zuwächse bei bebauten Grundstücken einschließlich 
Teileigentum? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu 
ergreifen, damit die Steuerbegünstigung des Um- 
schlags im Wohnungsbestand, der ja nicht zur Ver- 
mehrung des Wohnraums beiträgt, vermindert wird, 
um indirekt bestandssichernd und neubaufördernd 
zu wirken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 20. Juni 

Die Steuermindereinnahmen durch die nach § 7b EStG begünstigten 
Erwerbe aus dem Bestand werden für selbstgenutzes Wohneigentum 
auf rund 350 Millionen DM im Erstjahr (Grundlage 1983) geschätzt. 
Die SteuerausfäUe kumulieren in acht Jahren — bei unverändertem 
Volumen und gleichbleibender Struktur - auf eine Größenordnung 
von rund 2,8 Milliarden DM. 

Die Höhe der Beträge, die durch Nicht besteuerung der realisierten 
Wertzuwächse bei bebauten Grundstücken einschließlich Teileigentum 
entstehen, lassen sich mangels statistischer Unterlagen nicht beziffern. 


13. Abgeordneter 
Reschke 
(SPD) 


1 4. Abgeordneter 
Reschke 
(SPD) 


15. Abgeordneter 
Reschke 
(SPD) 
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Mit dem Gesetz über steuerliche Vergünstigungen bei der Herstellung 
oder Anschaffung bestimmter Wohngebäude vom 1 1 . Juli 1977 (BGBl.I 
S. 1213) wurde unter anderem die Abschreibungsbegünstigung des 
§ 7b EStG auf alle Anschaffungen bestimmter Wohngebäude ausge- 
dehnt. 

Die steuerliche Begünstigung des Eigentumserwerbs aus dem Wohnungs- 
bestand hat zu einem Anstieg entsprechender Anschaffungen geführt. 
Im Zusammenhang damit haben sich Modernisierungs- und Instandset- 
zungsinvestitionen in einer Vielzahl von Fällen auch städtebaulich gün- 
stig ausgewirkt. Im übrigen erfolgt der Verkauf aus dem Bestand oft 
auch deshalb, weil die Verkäufer neue Wohngebäude errichten wollen. 

Es muß allerdings anerkannt werden, daß der Erwerb aus dem Woh- 
nungsbestand im Hinblick auf die Schaffung zusätzlichen Wohnraums, 
auf Investitionstätigkeit und auf die Beschäftigung — trotz des erheb- 
lichen Umfangs von Modernisierungs- und Instandsetzungsinvestitionen, 
die häufig mit dem Erwerb verbunden werden — nicht mit den entspre- 
chenden Auswirkungen einer Neubautätigkeit zu vergleichen sind. 

Im Rahmen von Überlegungen, wie die steuerlichen Rahmenbedingun- 
gen für den selbstgenutzen Wohnraum neu geordnet werden können, 
wird auch die Frage eine Rolle spielen, in welcher Weise neu zu schaf- 
fendes Wohneigentum und der Erwerb von Eigentum aus dem Woh- 
nungsbestand künftig steuerlich berücksichtigt werden soll. 


16. Abgeordneter Welche Regelungen sind von der Bundesregierung 
Dr. Marx mit Regierungen der Entsendestaaten getroffen wor- 

(CDU/CSU) den, um die Besetzung freiwerdender Arbeitsstellen 

bei den Streitkräften dieser Staaten eindeutig fest- 
zulegen, und welche Tendenzen bei Maßnahmen der 
amerikanischen, britischen und französischen Mili- 
tärbehörden können in den letzten Jahren beobach- 
tet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 23. Juni 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die amerikanischen, britischen, 
belgischen und französischen Streitkräfte seit einigen Jahren zum Teil 
in zunehmendem Maß freiwerdende Arbeitsplätze mit eigenen Staats- 
angehörigen, dabei zum Teil mit Familienangehörigen von Soldaten 
und Mitgliedern des zivilen Gefolges, besetzen. Die Bundesregierung 
beobachtet diese Entwicklung mit Aufmerksamkeit. Soweit es sich 
um die Einstellung britischer, belgischer oder französischer Staats- 
bürger handelt, können hiergegen keine grundsätzlichen Bedenken 
erhoben werden, da diese nach den EG-Bestimmungen freien Zugang 
zum deutschen Arbeitsmarkt haben. 

HinsichtÜch der Einstellung von US-Bürgem bei den US-Streitkräften, 
insbesondere von Familienangehörigen der Soldaten, ist die Bundes- 
regierung seit Jahren im Gespräch mit dem Hauptquartier USAREUR 
und der US-Botschaft. Bisher gelang es dabei allerding nicht, die un- 
terschiedlichen Auffassungen über die Wege, auf denen der Bedarf 
der Truppe an zivilen Arbeitskräften zu decken ist, einander anzu- 
gleichen. Es konnte ledigüch erreicht werden, daß von der US-Seite 
zugesagt wurde, keine deutschen Arbeitnehmer zu entlassen, um an 
deren Stelle eigene Staatsangehörige zu beschäftigen. Eine entspre- 
chende Zusage konnte auch von den britischen Streitkräften erlangt 
werden. Soweit feststellbar, sind beide Zusagen bisher eingehalten 
worden. Außerdem räumen beide Streitkräfte deutschen Arbeitneh- 
mern, deren Arbeitsplätze wegfallen, bei der Besetzung anderer freier 
Arbeitsplätze Vorrang vor eigenen Staatsangehörigen ein. 

Im US-Bereich hat das Problem erheblich an Bedeutung verloren, 
nachdem die US-Streitkräfte in den letzten zwei Jahren etwa 10 000 
neue Arbeitsplätze geschaffen und mit deutschen Arbeitnehmern be- 
setzt haben. 
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17. Abgeordneter 
Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die andauernden Klagen 
deutscher Beschäftigter bei alliierten Streitkräften 
bekannt, daß freiwerdende Arbeitsstellen, oft ohne 
vorherigen Kontakt mit den Vertretungen der deut- 
schen Arbeitnehmer, an amerikanische Familienan- 
gehörige gegeben werden und daß deren Qualifika- 
tion mitunter nicht ausreicht, und welche Folgerun- 
gen zieht sie gegebenenfalls daraus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 23. Juni 

Der Bundesregierung sind die Klagen deutscher Beschäftigter bei den 
US-Streitkräften über die Einstellung von Familienangehörigen ameri- 
kanischer Soldaten ohne Beteiligung der Betriebs Vertretungen bekannt. 
Mit seinem Beschluß vom 23. Juli 1981 (6 ABR 74/78) hat das Bundes- 
arbeitsgericht bestätigt, daß für die US-Streitkräfte nach dem Zusatz- 
abkommen zum NATO-Truppenstatut eine Pflicht zur Beteiligung der 
Betriebsvertretungen bei der Besetzung freier Stellen mit eigenen Staats- 
angehörigen nicht besteht. Die Bundesregierung sieht nach den in den 
Gesprächen mit der US-Seite über die Beschäftigung von Familienan- 
gehörigen gewonnenen Erfahrungen zur Zeit keine Möglichkeit, inso- 
weit eine andere Regelung zu erreichen. 

Von einer mangelhaften Qualifikation der amerikanischen Familien- 
angehörigen ist der Bundesregierung nichts bekannt. Daraus folgende 
Probleme wären auch allein Angelegenheit der US-Streitkräfte, die 
Arbeitgeber aller ihrer zivilen Arbeitnehmer sind. 


1 8. Abgeordneter Hält die Bundesregierung nach wie vor an ihrer Auf- 
Dr. Marx fassung fest, daß deutsche Beschäftigte bei alliierten 

(CDU/CSU) Streitkräften keinesfalls in den deutschen öffentli- 

chen Dienst übernommen werden dürfen, weil nicht 
die Bundesrepublik Deutschland, sondern alliierte 
Dienststellen der Arbeitgeber sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 23. Juni 

Die Bundesregierung hält an der im NATO-Truppenstatut und im Zu- 
satzabkommen hierzu enthaltenen Regelung fest, wonach die Statio- 
nierungsstreitkräfte die von ihnen benötigten zivilen Arbeitskräfte 
selbst einstellen, beschäftigen und aus ihren Heimatmitteln entlohnen. 
Diese Regelung hat sich bewährt; sie gibt den Streitkräften ausreichen- 
de Möglichkeiten, die Zahl und Art ihrer Arbeitskräfte dem jeweiligen 
Bedarf anzupassen. 

Bei Entlassungen wegen Fortfall des Arbeitsplatzes als Folge von 
Truppen Verlegungen sind langjährig beschäftigte Arbeitnehmer weit- 
gehend abgesichert, insbesondere durch den „Tarifvertrag Soziale Siche- 
rung“. Die an diesem Tarifvertrag beteiligten Gewerkschaften haben 
daher bei seinem Abschluß 1971 ausdrücklich erklärt, daß sich damit 
die Frage der Übernahme dieser Arbeitnehmer in den deutschen öffent- 
lichen Dienst nicht mehr stellt. 


19. Abgeordnete 
Frau 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt und wie beurteilt 
sie den Sachverhalt, daß Großeltern, die das nicht- 
eheliche Kind ihrer Tochter, die selber noch Schü- 
lerin ist und im elterlichen Haushalt lebt, in ihren 
Haushalt aufnehmen und unterhalten, für das Enkel- 
kind zwar Kindergeld erhalten, nicht aber den Kin- 
derbetreuungsbetrag nach dem Einkommensteuer- 
gesetz, obwohl die Großeltern beide berufstätig 
sind und zur Betreuung des Enkelkinds eine Be- 
treuerin bezahlen? 
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20. Abgeordnete 

Frau 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 21. Juni 

Aufwendungen für Dienstleistungen zur Beaufsichtigung oder Betreu- 
ung eines Kindes können nach § 53 a Abs. 1 des Einkommensteuerge- 
setzes (EStG) in der Fassung des Artikels 1 des Haushalt sbegleitgesetzes 
1983 vom 20. Dezember 1982 (BGBl. I S. 1857) für die Veranlagungs- 
zeiträume 1980 bis 1982 bis zu 1200 DM im Kalenderjahr für jedes 
minderjährige Kind vom Gesamtbetrag der Einkünfte abgezogen wer- 
den, wenn am 24. Dezember 1982 die betreffende Steuerfestsetzung 
noch nicht bestandskräftig ist oder unter dem Vorbehalt der Nachprü- 
fung steht. Voraussetzung ist, daß es sich um ein Kind im Sinn des 
§ 32 Abs. 4 EStG handelt. Diese Voraussetzung gilt auch für die Ge- 
währung des ab dem Kalenderjahr 1983 abzuziehenden Kinderfreibe- 
trags (§ 32 Abs. 8 EStG). Enkelkinder sind in § 32 Abs. 4 EStG im 
Gegensatz zu § 2 Abs. 1 Nr. 7 des Bundeskindergeldgesetzes nicht als 
Kinder auf geführt. Sie können daher bei den Großeltern nur berück- 
sichtigt werden, wenn sie deren Pflegekinder sind. Ein Pflegekind- 
schaftsverhältnis kann nach der bisherigen höchst rieht erlichen Recht- 
sprechung einkommensteuerrechtlich nicht anerkannt werden, wenn 
der Steuerpflichtige nicht nur das Kind, sondern auch die Mutter in 
seinen Haushalt aufnimmt und mit dieser gemeinsam die Obhut und 
die Pflege des Kindes ausübt (vergleiche Beschluß des Bundesfinanzhofs 
vom 25. Januar 1971 - BStBl. II S. 274). Diese Auffassung ist in Ab- 
schnitt 180 Abs. 2 der Einkommensteuer-Richtlinie (Abschnitt 59 
Abs. 2 der Lohnsteuer-Richtlinie) niedergelegt. Allerdings ist zur Zeit 
ein Revisionsverfahren beim Bundesfinanzhof anhängig, in dem die 
Vorinstanz die Ansicht vertreten hat, daß auch für die Einkommen- 
steuer der weitergehende Pflegekindbegriff im Sinn des § 15 Abs, 1 
Nr. 8 der Abgabenordnung maßgebend sei. Dieser Begriff des Pflege- 
kindes setzt ebenso wie derjenige nach § 2 Abs. 2 Nr. 6 des Bundes- 
kindergeldgesetzes nicht voraus, daß das Kind außerhalb der Pflege 
und Obhut seiner leiblichen Eltern steht. 

Die Bundesregierung wird die Frage einer Recht svereinheitÜchung des 
Kindbegriffs im Einkommensteuerrecht und im Kindergeld recht im 
Zusammenhang mit der in Aussicht genommenen Einführung eines 
Familiensplittings prüfen. 

21. Abgeordneter Denkt die Bundesregierung daran, eine volle steuer- 
Würtz Üche Anerkennung der Aufwendungen für Auszu- 

(SPD) bildende in der Hauswirtschaft vorzunehmen, und 

wenn nein, warum nicht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 23. Juni 

Soweit Aufwendungen für die Ausbildung junger Menschen durch 
einen Betrieb veranlaßt sind, sind sie im Rahmen der steuerlichen 
Gewinnermittlung als Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 4 EStG) abzugs- 
fähig. 

Werden die Beträge für die Ausbildung jedoch für den Haushalt des 
Steuerpflichtigen und für den Unterhalt seiner Familienangehörigen 
aufgewendet, so dürfen sie nach § 12 Nr, 1 EStG weder bei den ein- 
zelnen Einkunftsarten noch vom Gesamtbetrag der Einkünfte abge- 
zogen werden, soweit andere Vorschriften nicht Ausnahmen zulassen. 
Aufwendungen für die Ausbildung eines hauswirtschaftlichen Lehrlings 
gehören daher grundsätzlich zu den nichtabzugsfähigen Aufwendungen 


Ist die Bundesregierung bereit, hier Abhilfe zu 
schaffen, damit eine solche Familie, die sowohl die 
Erziehung des nicht ehelichen Kindes als auch die 
Beendigung der Schulausbildung der leiblichen Mut- 
ter in vorbildlicher Weise sichert, sich nicht zu 
Recht durch das Vorenthalten des Kinderbetreu- 
ungsbetrags bestraft fühlen muß? 
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im Sinn der genannten Vorschrift. Sie können nur ausnahmsweise unter 
den Voraussetzungen des § 33 a Abs. 3 EStG als außergewöhnliche Be- 
lastung durch Beschäftigung einer Hausgehilfin/Haushaltshilfe steuer- 
lich berücksichtigt werden. 

Die hiernach in begrenztem Ausmaß (höchstens 1200 DM im Kalender- 
jahr) zu gewährende Steuerermäßigung für eine Hausgehilfin/Haushalts- 
hilfe kann nicht gesondert für hauswirtschaftlich Auszubildende er- 
weitert werden, weil dies bei häufig höheren Aufwendungen für eine 
— möglicherweise hauswirtschaftlich ausgebildete — H ausgehilfin/Haus- 
halt shilfe zu einer steuerlichen Ungleichbehandlung führte. Aus dem 
gleichen Grund kann für Aufwendungen für die Ausbildung, die keine 
Betriebsausgaben sind, die Abzugsmöglichkeit als Sonderausgabe nicht 
in Betracht gezogen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


22. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Einbeziehung des 
Beckmann Stahlhandels in die Preisveröffentlichungspflicht 

(FDP) und in das Diskriminierungsverbot des EGKS-Ver- 

trags für geeignet, die Krisenmaßnahmen der Euro- 
päischen Kommission zu stützen, und sind die zur 
Umsetzung dieser Maßnahmen getroffenen natio- 
nalen und internationalen Regeln in der EGKS aus- 
reichend, um zu der notwendigen Preisstabilisierung 
beizutragen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 20. Juni 

Die Einbeziehung des Stahlhandels in die Pflicht, Preislisten zu ver- 
öffentlichen und diese nichtdiskriminierend anzuwenden, ist zur Zeit 
neben den Stahlproduktionsquoten unvermeidlich, um den EG-Stahl- 
markt zu stabilisieren und ein angemessenes Preisniveau zu erreichen. 
Der Stahlmarkt bildet eine Einheit. Stahlproduzenten und Stahlhandel 
müssen hinsichtlich ihres Verhaltens auf dem Markt einheitlichen Rege- 
lungen unterliegen. 

Nach Einschätzung von Experten soll die Einbeziehung des Stahlhan- 
dels in die Marktregelungen der Gemeinschaft zu einer Verbesserung 
des Stahlpreisniveaus um ca. 50 DM/Tonne beigetragen haben. Ange- 
sichts des zeitweise ruinösen Preiskampfes auf dem EG-Stahlmarkt, 
der zu Verlusten der Stahlunternehmen geführt hat, die die deutschen 
nichtsubventionierten Unternehmen in akute Existenznot gebracht 
haben, stellt dies einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der 
Erlössituation dar. 

Die Bundesregierung hat die bis zum 30. Dezember 1982 von der Kom- 
mission der EG durchgeführte und überwachte Regelung mit Wirkung 
vom 1. Januar 1983 in nationales Recht übernommen. Die Durchfüh- 
rung obliegt den Behörden der Bundesländer, die sich auf die Über- 
nahme sorgfältig vorbereitet haben und die Vorschriften effektiv an- 
wenden. 

Mit Sorge sieht die Bundesregierung, daß die Übernahme der Preis- 
listenvorschriften für den Stahlhandel noch nicht in allen Mitglied- 
staaten erfolgt ist. Auf ihre Initiative hat die Kommission gegen diese 
Mitgliedstaaten bereits die nach dem EGKS-Vertrag vorgesehenen Ver- 
fahren eingeleitet, um eine einheitliche Anwendung der Preisregelungen 
für den Stahlhandel auf dem EG-Stahlmarkt durchzusetzen. 


23. Abgeordneter Auf welches Volumen beziffert sich die gesamte 
Austermann Verschuldung der DDR gegenüber der Bundesre- 
(CDU/CSU) publik Deutschland per 31. Dezember 1982? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 23. Juni 

Per 31. Dezember 1982 beziffert sich die gesamte Verschuldung der 
DDR im innerdeutschen Verrechnungsverkehr gegenüber der Bundes- 
republik Deutschland auf 4,63 Milliarden VE. Davon entfielen 0,49 
Milliarden VE auf die Swinginanspruchnahme; 4,14 Milliarden VE 
waren durch Lieferantenkredite finanziert. 

Zum 31. Dezember 1982 bestanden andererseits Forderungen an Ab- 
nehmer in der Bundesrepublik Deutschland in Höhe von 0,83 Milliar- 
den VE, so daß die Nett overschuld ung der DDR, der sogenannte ku- 
mulierte Aktivsaldo der Bundesrepublik Deutschland, 3,80 Milliar- 
den VE betrug. Außerhalb des innerdeutschen Verrechnungsverkehrs 
wurden aus der Bundesrepublik Deutschland keine Kredite an die 
DDR genehmigt. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

24. Abgeordneter In welchem Umfang fördert die Bundesregierung 

Dr. Sieger den Einsatz von Biogasanlagen bei Brennereien, um 

(SPD) diese energiemäßig autark werden zu lassen? 

25. Abgeordneter 
Dr. Steger 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 22. Juni 

Ein speziell auf Biogasanlagen bei Brennereien ausgerichtetes Förde- 
rungsprogramm der Bundesregierung gibt es nicht. Auch der Förder- 
katalog in § 5 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe q des Einkommensteuergesetzes 
im Rahmen des von der Bundesregierung beabsichtigten Heizenergie- 
sparprogramms sieht eine Einbeziehung von Biogasanlagen nicht vor. 
Biogasanlagen können im Einzelfall nach § 4 a des Investitionszulagen- 
gesetzes begünstigt werden, wenn sie als Müllkraftwerk oder Müllheiz- 
werk anzusehen sind. 

Dagegen werden im Rahmen der Forschungs- und Entwicklungsaktivi- 
täten der Bundesregierung zwei einzelne Projekte zur Erzeugung von 
Bioäthanol gefördert, die auch als Teilprojekt je eine Biogasanlage 
umfassen. Die hierfür geltenden Förderungsbedingungen sehen aber 
unter anderem vor, daß nur solche Vorhaben gefördert werden könn- 
nen, die einen Erkenntniszuwachs erwarten lassen. 

Für eine Harmonisierung auf dem europäischen Alkoholmarkt ist der 
Erlaß einer EG-Marktordnung für Agraralkohol erforderlich. Das Vor- 
schlagsrecht hierfür liegt nach dem EWG-Vertrag bei der EG-Kommis- 
sion. Bei den Verhandlungen über die entsprechenden Vorschläge der 
Kommission von 1972 und von 1976 in der Form des Änderungsvor- 
schlags von 1979 hat die Bundesregierung im Rat der Agrarminister 
darauf hingewirkt, im Rahmen der Harmonisierung des europäischen 
Alkoholmarkts die Belange der mittelständischen deutschen Brennerei- 
wirtschaft zu sichern. Die Verhandlungen sind Ende 1980 vorläufig 
abgeschlossen worden, weil Einigkeit in den wesentlichen Pimkten 
nicht zu erreichen war. 

Das Europäische Parlament hat am 8. Juni 1983 eine Stellungnahme 
zu dem Kommissionsvorschlag von 1976/1979 verabschiedet, die eine 
Vereinfachung des Kommissionsvorschlags zum Ziel hat. Es wird ge- 
prüft werden, ob die Stellungnahme Fortschritte auf dem Weg zur 
Schaffung einer europäischen Marktordnung für Agraralkohol ermög- 
licht. 


Welche Initiativen hat die Bundesregierung ergrif- 
fen, um eine Harmonisierung auf dem europäischen 
Alkoholmarkt anzustreben, und sieht sie insbeson- 
dere Möglichkeiten, Alkohol verstärkt als Röhöler- 
satz einzusetzen? 
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Bioäthanol aus landwirtschaftlichen Rohstoffen ist im technischen 
Sektor als Chemierohstoff und auch als Kraftstoffkomponente grund- 
sätzlich verwendbar. Dabei sind die technischen Rahmenbedingungen 
der jeweiligen Verwendungsmöglichkeit zu beachten und zu berück- 
sichtigen. Zum Teil gibt es hier noch Forschungs- und Untersuchungs- 
bedarf. Eine Substitution von Mineralölmengen durch Bioäthanol setzt 
dessen preisliche Wettbewerbsfähigkeit voraus, die aber zur Zeit noch 
nicht erreicht ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


26. Abgeordneter Kann die Bundesregierung nunmehr eine endgültige 
Würtz Auskunft über die Umstände, die zum Tod des Ru- 

(SPD) dolf Burkert (Asendorf) führten, geben, und wenn 

nein, warum nicht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 20. Juni 

Die Umstände, die zum Tod von Herrn Rudolf Burkert (Asendorf) am 
19. April 1983 im DDR-Kontrollpunkt Drewitz geführt haben, sind 
Gegenstand eines Todesermittlungsverfahrens der zuständigen Staats- 
anwaltschaft Verden gewesen. Im Rahmen dieses Verfahrens hat die 
zuständige Justizbehörde in eigener Verantwortung und unter Berück- 
sichtigung aller vorliegenden Erkenntnisse den Geschehensablauf er- 
mittelt und die ihr gesetzlich obliegenden Schlußfolgerungen gezogen. 
Sie ist zu folgendem Ergebnis gelangt: 

Herr Rudolf Burkert ist eines natürlichen Todes infolge akuten Herz- 
versagens gestorben. Die an seinem Leichnam später festgestellten 
Verletzungen haben keine todesursächliche Bedeutung; es gibt vielmehr 
plausible Erklärungen dafür, daß diese Verletzungen durch den Sturz 
des Körpers während des akuten Herzversagens verursacht wurden 
und ohne fremdes Zutun entstanden sind. Beweise für einen anderen 
Geschehensablauf haben sich im Lauf des Verfahrens nicht ergeben. 
Insbesondere liegen keine zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkte 
dafür vor, daß die an Kopf und Hals des Herrn Burkert festgestellten 
Verletzungen von fremder Hand verursacht worden sind. 

Das Geschehen um den tragischen Tod des Transitreisenden Rudolf 
Burkert ist damit im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten aufgeklärt 
worden. Für die Bundesregierung ist die Überprüfung des Vorfalls ab- 
geschlossen. , 


27. Abgeordneter 
Francke 
(Hamburg) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage ihres 
„Delegationsleiters in den Kommissionen für Tran- 
sit, Berlin-West und für DDR-Verkehr“, der, bezo- 
gen auf die Deutsche Demokratische Republik, er- 
klärt hat, „man kommt einfach nicht daran vorbei, 
das ist ein anderes Land“? 


28. Abgeordneter 
Francke 
(Hamburg) 
(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung, 
wenn ein Spitzenbeamter in einer für die deutsch- 
deutschen Beziehimgen bedeutsamen Funktion in 
öffentlichen Erklärungen von der offiziellen völker- 
rechtlichen Bewertung der Situation des geteilten 
Deutschlands abweicht und sich die offizielle Auf- 
fassung der Regierung in Ost-Berlin zu eigen macht? 
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29. Abgeordneter 
Francke 
(Hamburg) 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für erforderlich, daß 
der Leiter ihrer Delegation in der deutsch-deutschen 
Transitkommission über lückenlose Kenntnisse der 
Bestimmungen der Deutschen Demokratischen Re- 
publik für Reisende aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land und West-Berlin verfügt und in der Lage ist, rat- 
suchenden Bürgern, zur Vermeidung von Schwierig- 
keiten im Reiseverkehr, gesicherte Auskünfte zu er- 
teilen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 21. Juni 


Ihre Fragen beziehen sich offenbar auf Ausführungen des Ministerial- 
dirigenten Wulf im Rahmen der Magazinsendung „Hörer haben das 
Wort“ des Norddeutschen Rundfunks vom 8. Mai 1983. Dazu ist am 
5. Juni 1983 in der Zeitung ,,Welt am Sonntag“ eine Glosse erschienen, 
die sich mit einigen Äußerungen von Herrn Wulf kritisch auseinander- 
setzte. So wird Herrn Wulf vorgeworfen, die DDR als ,,ein anderes 
Land“ bezeichnet zu haben und einzelne fernmündlich übermittelte 
Hörerfragen nicht beantwortet, sondern auf ein Merkblatt des Bundes- 
ministeriums für innerdeutsche Beziehungen verwiesen zu haben. 

Die beanstandete Feststellung von Herrn Wulf kann im Zusammenhang 
der Sendung nur als ein Hinweis auf die andersartige Rechts- und Gesell- 
schaftsordung der DDR verstanden werden, die von Reisenden in ihrem 
eigenen Interesse berücksichtigt werden muß. Eine Aussage über den 
völkerrechtlichen Status der DDR und des geteilten Deutschlands ist 
darin nicht enthalten. Vor dem Hintergrund einer Magazinsendung über 
praktische Fragen des innerdeutschen Reiseverkehrs und des Transitver- 
kehrs von und nach Berlin (West) konnte das auch kaum mißverstanden 
werden. 

Daß Herr Wulf die für seine Funktion als Delegationsleiter in den Kom- 
missionen nach Artikel 19 des Transitabkommens und Artikel 32 des 
Verkehrsvertrags erforderlichen umfangreichen Kenntnisse besitzt, hat 
er in einer langjährigen Tätigkeit unter Beweis gestellt. Aber auch ein 
Experte kann nicht auf jede Detailfrage, die im Rahmen einer Life- 
sendung gestellt wird, vorbereitet sein. Es kann daher nur begrüßt wer- 
den, wenn in einer solchen Sendung nachdrücklich auf die bestehenden 
Informationsmöglichkeiten hingewiesen wird, zu denen insbesondere 
auch die von meinem Haus erarbeiteten und vom Gesamtdeutschen 
Institut — Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufgaben — herausgege- 
benen Merkblätter ,, Reisen in die DDR“ und ,, Reisen nach und von 
Berlin (West)“ gehören. 



30. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Um- 

Dörflinger fang in den vergangenen fünf Jahren Leistungen des 

(CDU/CSU) Bundes und anderer Stellen zur Instandhaltung und 

Restaurierung von Kulturdenkmälern (Kirchen, Bur- 
gen und Gedenkstätten) in die DDR flössen, und 
sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, durch 
gezielte Informationen und eventuelle weitergehen- 
de Hilfe diese Anstrengungen im Interesse des Be- 
wußtseins über die Geschichte der deutschen Nation 
weiter zu steigern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 21. Juni 


In den vergangenen fünf Jahren haben die Kirchen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ganz erhebliche Mittel für die Instandhaltung und 
Restaurierung von Kulturdenkmälern im kirchlichen Raum der DDR 
aufgebracht. Der Bund der evangelischen Kirchen in der DDR und 
Vertreter der katholischen Kirche in der DDR haben wiederholt öffent- 
lich ihren Dank für diese „brüderliche Hilfe“ ausgesprochen. Ich ver- 
weise nur auf die Wiederherstellung des (Ost-) Berliner Doms (evange- 
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lisch) und die Renovierung des Erfurter Doms (katholisch). Kunst- 
historisch wertvolle Kirchen sind in dringend benötigte Gemeinde- 
zentren umgestaltet und damit als Denkmäler erhalten worden. 

Ich bitte um Ihr Verständnis, wenn ich über die Höhe der Leistungen 
keine Angaben mache. Die Kirchen legen Wert darauf, daß der Um- 
fang ihrer Tätigkeiten vertraulich behandelt wird. Über die Hilfen des 
Bundes beschließt ein Unterausschuß des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages in vertraulichen Beratungen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

31. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegen den außer- 
Hecker ordentlich hohen Verlust von Arbeitsplätzen zu tun, 

(DIE GRÜNEN) der mit der Einführung von Bild schirm text verbun- 
den sein wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 15. Juni 

Bei der Beurteilung der Auswirkungen einer neuen Technologie ist stets 
die Verbreitungsgeschwindigkeit zu berücksichtigen. Die Frage geht of- 
fensichtlich von einem sehr kurzen Einführungszeitraum aus. Die Erfah- 
rungen in der Vergangenheit bei der Einführung neuer Technologien 
sprechen jedoch gegen diese Annahme. Vielmehr sind für die volle Um- 
setzung erhebliche Zeiträume auf Grund von finanziellen, organisato- 
rischen, personellen und bildungspolitischen Anpassungsmaßnahmen 
anzusetzen. 

Die von der Deutschen Bundespost und dem Land Nordrhein-Westfalen 
in Auftrag gegebene wissenschaftliche Begleitforschung des Feldver- 
suchs Bildschirmtext in Düsseldorf kommt zu dem Ergebnis, daß zu- 
mindest bis 1988 die positiven Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt 
überwiegen werden. Auf längere Sicht könnte Bildschirmtext zwar 
— z. B. im Einzelhandel sowie bei Banken und Versicherungen — auch 
Umstrukturierungen auslösen, mit dramatischen Entwicklungen ist je- 
doch nach bisherigen Erfahrungen nicht zu rechnen. Mit entscheidend 
für die Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt wird sein, ob Bildschirm- 
text überwiegend zusätzlich oder anstelle der vorhandenen Medien ge- 
nutzt wird. Die Bundesregierung wird die Auswirkungen von Bild- 
schirmtext und der Informationstechnologie insgesamt auf dem Arbeits- 
markt weiterhin sorgfältig beobachten. 

Auf jeden Fall ist der gesamtwirtschaftliche Nutzen einer neuen Tech- 
nologie zu berücksichtigen. Die deutsche Wirtschaft kann sich ein Zu- 
rückbleiben hinter den Konkurrenten auf dem Weltmarkt nicht leisten 
und daher auf eine verbesserte Informationsinfrastruktur nicht ver- 
zichten. 


32. Abgeordneter Trifft es zu, daß in die Expertenkommission der 
Dr. SpÖri Bundesregierung zur Reform der Krankenhausfi- 

(SPD) nanzierung kein Vertreter der Krankenkassen be- 

rufen wurde, und wie will die Bundesregierung 
sichersteilen, daß in diesem Zusammenhang die 
Interessen der Versicherten hinreichend vertreten 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franke 
vom 20. Juni 

In die Beratergruppe zur Neuordnung der Krankenhausfinanzierung 
sind keine Verb and svertreter und damit auch keine Vertreter der 
Krankenkassen berufen worden. Die Beratergruppe kann sie aber als 
Sachverständige hinzuziehen. 
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Die ISköpfige Beratergruppe, die Ende April 1983 gebildet wurde, 
soll innerhalb eines halben Jahrs die Mängel, aber auch die Vorteile 
des geltenden Krankenhausfinanzierungsgesetzes aufzeigen, sie be- 
werten und alternative Lösungsvorschläge ausarbeiten. 

Die Mitglieder der Gruppe sind ad personam auf Grund ihrer wissen- 
schaftlichen Qualifikation und ihrer praktischen Erfahrung in der 
Krankenhauswirtschaft berufen worden. Die Kassenverbände konnten 
sich auf einen Praktiker aus dem Bereich der Krankenversicherung 
(z. B. einen Verhandlungsführer für Pflegesätze vor Ort) nicht ver- 
ständigen. 

Es ist sichergestellt, daß bei der Neuordnung der Krankenhausfinan- 
zierung die Interessen der Hauptbeteiligten (Länder und Verbände) 
berücksichtigt werden. Das gewählte Verfahren sieht einen Dialog 
in drei Stufen zwischen Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
Beratergruppe, Ländern und Verbänden vor: 

Zunächst erfolgte die grundsätzliche Abstimmung mit Ländern und 
Verbänden über Bildung und Auftrag der Beratergruppe. Sowohl die 
Länder als auch die Verbände akzeptieren im Grundsatz die Bildung 
der Beratergruppe. Die Fragen und Aufträge werdender Beratergruppe 
übermittelt, so daß sie in der weiteren Arbeit berücksichtigt werden. 

Zur Zeit ist die Beratergruppe dabei, die Probleme fachlich aufzube- 
reiten und ein Gutachten mit alternativen Lösungsmöglichkeiten aus- 
zuarbeiten. In dieser Phase wird die Beratergruppe Sachverständige 
von außen, insbesondere aus den Kreisen der betroffenen Verbände, 
hinzuziehen. 

Ende des Jahrs werden die Vorschläge der Beratergruppe mit Ländern 
und Verbänden erörtert werden. 


33. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, anläßlich der im 

Hartmann Bundesarbeitsministerium laufenden Prüfung, ob 

(CDU/CSU) die Arbeitsverwaltung bei der Durchführung ihres 

Vermittlungsauftrags mit Hilfe der Tätigkeit Dritter 
entlastet werden kann (vergleiche Drucksache 

10/50), grundsätzlich die Frage der Wirksamkeit 
und die Berechtigung des Vermittlungsmonopols 
neu zu überdenken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 22. Juni 

Im Zusammenhang mit der von Ihnen erwähnten Prüfung über die Mög- 
lichkeit der Beteiligung Dritter bei der Durchführung des Vermittlungs- 
auftrags der Arbeitsverwaltung ist auch die grundsätzliche Frage der 
Berechtigung des Alleinvermittlungsrechts der Bundesanstalt für Arbeit 
überdacht worden. 

Wie ich bereits in der von Ihnen zitierten Antwort (vergleiche Druck- 
sache 10/50 S. 26) ausgeführt habe, folgt das alleinige Recht der Bun- 
desanstalt für Arbeit zur Arbeitsvermittlung aus dem Sozialstaatsgebot 
des Grundgesetzes. Das hat das Bundesverfassungsgericht ausdrücklich 
bestätigt. 

Besonders bei einem Arbeitsmarkt, der — wie zur Zeit — von einem 
hohen Arbeitsplatzdefizit und großer Arbeitslosigkeit geprägt ist, be- 
darf es einer einheitlichen, unparteiischen und unentgeltlichen Arbeits- 
vermittlung. Nur sie kann die arbeitsmarktpolitischen Mittel zur beruf- 
lichen und regionalen Anpassung wie auch die Maßnahmen zur Verhü- 
tung von Arbeitslosigkeit sinnvoll einsetzen. Nur eine einheitliche Ar- 
beitsvermittlung gewährleistet, daß sozial Schwache (Behinderte, ältere 
Arbeitnehmer, Spätaussiedler) nicht vernachlässigt werden und gesell- 
schaftspolitisch erwünschte Ziele auch mit Hilfe der Arbeitsvermitt- 
lung verwirklicht werden können (z. B. „Frauen in Männerberufe“, 
Wiedereingliederung von Strafgefangenen). 
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Durch die allgemeine Zulassung privater Arbeitsvermittler könnten 
keine zusätzlichen Arbeitsplätze geschaffen werden. Private Vermitt- 
ler würden jedoch, um Gewinne erzielen zu können, soziale Gesichts- 
punkte oft kaum beachten. Selbst durch eine umfangreiche Überwa- 
chunsbürokratie ließe sich nicht verhindern, daß gewissenlose Ge- 
schäftemacher aus der Not der Arbeitslosen bei den objektiv viel zu 
wenigen Arbeitsplätzen ein übles Geschäft machen, gekennzeichnet 
z. B. von dem Verlangen nach hohen Vorauszahlungen ohne Erfolgs- 
garantie oder dem Interesse, durch nur kurzfristige Arbeitsverhältnisse 
bzw. Abwerbung möglichst häufig Vermittlungsprovisionen kassieren 
zu können. i 

Darüber hinaus ist die Bundesrepublik Deutschland durch internationale 
Verträge — wie die Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation Nr. 88 und Nr. 96 — gehalten, entgeltliche private Arbeitsver- 
mittlung grundsätzlich nicht zuzulassen. 

Um so wichtiger ist es, die gesetzlich gegebenen Möglichkeiten, die 
Bundesanstalt für Arbeit in der Durchführung ihres Vermittlungsauf- 
trags durch Dritte zu unterstützen, voll auszuschöpfen: 

- Das Arbeitsförderungsgesetz (§ 13 Abs. 3) stellt ausdrücklich klar, 
daß die gelegentliche und unentgeltliche Empfehlung von Arbeits- 
kräften zur Einstellung nicht als Arbeitsvermittlung gilt. 

- Dasselbe gilt für Maßnahmen öffentlich-rechtlicher Träger der so- 
zialen Sicherung, z. B. der Rehabilitationsträger, zur Anbahnung 
eines Arbeitsverhältnisses, soweit sie zur Durchführung der ihnen 
gesetzlich übertragenen Aufgaben im Einzelfall erforderlich sind 
(§ 13 Abs. 3 des Arbeitsförderungsgesetzes). 

- Die Bundesanstalt für Arbeit ist ferner gehalten, bei der Arbeits- 
vermittlung „die Kenntnisse und Möglichkeiten Dritter zu nutzen“ 

(§ 14 Abs. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes). 

- Schließlich kann die Bundesanstalt für Arbeit unter bestimmten 
Voraussetzungen Einrichtungen oder Personen mit nicht auf Ge- 
winn gerichteter Arbeitsvermittlung für einzelne Berufe oder Per- 
sonengruppen beauftragen (§ 23 des Arbeitsförderungsgesetzes). 

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit hat seine Dienststellen an- 
gewiesen, die lyenntnisse und Möglichkeiten Dritter in vollem Umfang 
zu nutzen. Hier kommt es aber weitgehend auf die Bereitschaft der 
Beteiligten an, mit den Arbeitsämtern zusammenzuarbeiten; soweit 
dies nicht geschieht, sollte darauf hingewirkt werden. 

Die nach dem Gesetz gegebene Möglichkeit, Aufträge zur nicht auf 
Gewinn gerichteten Arbeitsvermittlung zu erteilen, hat die Bundes- 
anstalt für Arbeit in der Vergangenheit zurückhaltend praktiziert. Der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat deswegen den Präsi- 
denten der Bundesanstalt für Arbeit gebeten, mit der Selbstverwaltung 
zu erörtern, wie diese Möglichkeit zur Beteiligung Dritter an der Ver- 
mittlung von Arbeitsplätzen zum Vorteil der Arbeitslosen in Zukunft 
stärker genutzt werden kann. Die Mitglieder der Selbstverwaltungs- 
organe der Bundesanstalt für Arbeit aus dem Bundesministerium für 
Arbeit und Sözialordnung werden sich für eine entsprechende Änderung 
der bisherigen Praxis einsetzen. 


34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Hartmann Frage der eingeschränkten Arbeitsfähigkeit näher 

(CDU/CSU) gesetzlich geregelt werden soll, und wie weit sind 

die angekündigten Überlegungen hierzu gediehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 22. Juni 

Bereits nach geltendem Recht hat der Arzt die Möglichkeit, bei der 
Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit im Einzelfall den Arbeitnehmer, 
wenn es das Krankheitsbild medizinisch erlaubt, nur für bestimmte 
Tätigkeiten oder für seine bisherige Tätigkeit in zeitlich eingeschränk- 
tem Maß arbeitsunfähig zu schreiben. Allerdings ist die Frage, ob ein 
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infolge Krankheit arbeitsunfähiger Arbeitnehmer verpflichtet ist, noch 
solche Tätigkeiten zu erbringen, gesetzlich nicht ausdrücklich geregelt. 
Das Bundesarbeitsgericht hat aber in einem Streitfall entschieden, daß 
einem Arbeitnehmer, der wegen Krankheit objektiv seine vertragliche 
Arbeitspflicht nicht mehr voll, aber immerhin teilweise erfüllen kann, 
je nach den Umständen des Einzelfalls zuzumuten ist, mögliche Teil- 
arbeit zu leisten; dies gelte jedenfalls dann, wenn der Arbeitgeber laut 
Vertrag das Recht habe, den Arbeitnehmer auch für andere Arbeiten 
einzusetzen. Da diese Rechtsprechung noch wenig bekannt zu sein 
scheint, könnte der betrieblichen Praxis eine verstärkte öffentliche 
Information über die bereits vom geltenden Recht gebotenen Mög- 
lichkeiten helfen. 

Zur Zeit wird im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
auch überlegt, ob und wie das Problem der eingeschränkten Arbeits- 
fähigkeit gesetzlich geregelt werden kann. Diese Prüfung konnte noch 
nicht abgeschlossen werden, weil es zu einer gesetzlichen Regelung der 
Lösung zahlreicher schwieriger Fragen in den Bereichen des Arbeits- 
vertragsrechts, der Renten-, der Kranken- und der Arbeitslosenver- 
sicherung bedarf. 

Angesichts dieser Schwierigkeiten und der Komplexität der Materie 
können sachgerechte und praktikable Ergebnisse nicht kurzfristig er- 
wartet werden. 


35. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund der 
Tatsache, daß laut Sprachförderungsverordnung nur 
noch ein Ehepartner Unterhaltsgeld bei Teilnahme 
an einem Sprachkurs erhält, vielfach auf die Teil- 
nahme an solchen Sprachkursen verzichtet und 
stattdessen Arbeitslosengeld in Anspruch genommen 
wird? 


36. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts der Tat- 
Dr. Stavenhagen sache, daß hier unter dem Strich nichts gespart wird, 
(CDU/CSU) eine Änderung der Sprachförderungsverordnung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 21. Juni 

Die Beschränkung des Unterhaltsgelds nach der Sprachförderungsver- 
ordnung auf einen Ehegatten, wenn beide gleichzeitig die Vorausset- 
zungen erfüllen, hat bei den betroffenen Personenkreisen in vielen 
Fällen zu schwerwiegenden Härten geführt. Eine nicht unerhebliche 
Zahl von Teilnehmern an Sprachkursen hat wegen der am 1 . Januar 
1983 in Kraft getretenen Beschränkung die Teilnahme an dem Deutsch- 
kurs abgebrochen. Andere haben sich veranlaßt gesehen, trotz unzurei- 
chender Deutsch-Kenntnisse von der Teilnahme an einem Deutschkurs 
Abstand zu nehmen. Darüber hinaus gibt es Anzeichen, daß versucht 
wird, die Beschränkung des Unterhaltsgelds mit Hilfe von Leistungen 
der Bundesanstalt für Arbeit zu umgehen. Der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung hat deshalb inzwischen den Entwurf einer 
Vierten Verordnung zur Änderung der Sprachförderungsverordnung 
vorgelegt, der es ermöglichen soll, wieder beiden Ehegatten Unter- 
haltsgeld während der Teilnahme an einem Deutschkurs zu zahlen. 
Ich bin zuversichtlich, daß die Bundesregierung und der Bundesrat 
dieser Änderung der Sprachförderungsverordnung zustimmen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


37. Abgeordnete 
Frau 
Geiger 
(CDU/CSU) 


Ist die am 18. Februar 1983 angekündigte Bestands- 
aufnahme darüber, ob es zutrifft, daß die Bundes- 
wehr — eventuell auch auf dem Wege der Unterver- 
gabe von Aufträgen — Waren aus dem Ausland be- 
zieht, nun abgeschlossen? 


17 




Drucksache 10/211 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


38. Abgeordnete Wenn ja, aus welchen Ländern werden weiche Waren 
Frau bezogen? 

Geiger 

(CDU/CSU) 


39. Abgeordnete 
Frau 
Geiger 
(CDU/CSU) 


Ist es denkbar, daß die Verteidigungsbereitschaft 
der Bundeswehr durch die Verzögerungen oder 
Ausfälle bei den Zulieferungen aus dem Ausland 
beeinträchtigt werden könnte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 20. Juni 


Inzwischen wurde die angekündigte Bestandsaufnahme der Praxis der 
Untervergabe für Textilwaren aus Ostblockländern und Jugoslawien 
durchgeführt. 

Für die Untervergabe bei anderen Waren und die mögliche Einschrän- 
kung von Produktionsverlagerungen in östliche Länder und Jugosla- 
wien sind aber noch weitere Untersuchungen nötig. Allgemein ist nach 
den bisherigen Erfahrungen folgendes festzustellen: 

a) Entsprechend den gewachsenen Fähigkeiten der inländischen Indu- 
strie ist der Ausland sant eil an den direkten Bundeswehraufträgen 
in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich zurückgegangen. In den 
Jahren 1980 bis 1982 schwankte er zwischen 15 v. H. und 18 v. H. 
Der bei weitem überwiegende Anteil der Auslandsaufträge geht an 
NATO-Länder (bis zu 98 v. H.). Direktaufträge an Ostblockländer 
und Jugoslawien werden nicht erteilt. Die Auslandsaufträge erstrek- 
ken sich praktisch auf alle Sparten des Bundeswehrbedarfs mit 
unterschiedlichen Schwerpunkten. 

Über die Herkunft der Zulieferungen (Unteraufträge der verschie- 
densten Ebenen) gibt es keine Statistik. Statistiken dieser Art sind 
wegen der zum Teil sehr verzweigten Zulieferungen mit ganz er- 
heblichem Aufwand und damit erheblichen Kosten für die Industrie 
verbunden. Sie werden daher von der Industrie abgelehnt. Lediglich 
auf dem Textilsektor konnten seit 1980 auf Wunsch den Haushalts- 
ausschusses Sondererhebungen durchgeführt werden. 

b) Es kann nicht ausgeschlossen werden, daß auch auf anderen Sek- 
toren als dem Textüsektor Zulieferungen der ersten, zweiten, dritten 
oder einer tieferen Stufe, möglicherweise auch Rohstoffe, aus dem 
Ostblock bezogen werden. Bei Rüstungsmaterial im engeren Sinn 
sprechen jedoch in der Regel Sicherheit serfordemisse, logistische 
oder sonstige Gründe gegen eine Einschaltung von Lieferanten aus 
dem Ostblock. 

c) Die Verteidigungsbereitschaft der Bundeswehr ist durch den Bezug 
von Waren aus dem Ausland bisher nicht beeinträchtigt worden. 

d) Die bei einsatzwichtigem Material gegebenen und wahrgenomme- 
nen Steuerungsmöglichkeiten bei der Auftragsvergabe lassen er- 
warten, daß auch in Krisenzeiten insoweit keine besonderen, zusätz- 
lichen Beeinträchtigungen der Verteidigungsbereitschaft der Bun- 
deswehr entstehen. 

In allen Fällen bleibt zu berücksichtigen, daß die Bundeswehr bei der 
Auftragsvergabe die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsam- 
keit zu beachten hat. Das schließt aber nicht aus, daß auf die Auswahl 
von Unterauftragnehmern Einfluß genommen wird, soweit dies aus 
Sicherheitsinteressen geboten ist. 

Sobald mir weitere Ergebnisse vor liegen, werde ich Sie unterrichten. 
Dies könnte zu gegebener Zeit auch in Form eines Informationsge- 
sprächs geschehen. 
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Welchen Stellenwert hatten die Sicherheitsaspekte 
in einem dicht frequentierten Luftraum, in einem 
der verkehrsreichsten Gebiete in der Bundesrepublik 
Deutschland und angesichts des benachbarten 
Volksfestes („Weichestag“) bei der generellen Zu- 
stimmung des Bundesverteidigungsministeriums zu 
dieser Militärflugschau, und was gedenkt die Bun- 
desregierung zu tun, um derartige Vorkommnisse 
künftig zu vermeiden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 20. Juni 

Die Bundesregierung bedauert den Flugunfall bei der Flugvorführung 
am Pfingstsonntag 1983 bei Frankfurt am Main sehr und ist mit allen 
sehr betroffen. 

Die Untersuchungen des Unfalls sind noch nicht abgeschlossen. Es ist 
jedoch zu erkennen, daß gegen Sicherheitsbestimmungen nicht ver- 
stoßen wurde und als Unfallursache menschliches Versagen anzuneh- 
men ist. 

Im Flugbetrieb der Streitkräfte wird der Flugsicherheit oberste Prio- 
rität zugemessen. 

Dieser Grundsatz galt auch für die Flugvorführungen der verbündeten 
Luft Streitkräfte am Flughafen Frankfurt am Main. 

Die über 400 000 Besucher der Veranstaltung waren Anlaß, kritische 
Flugmanöver nicht vorzusehen. 

Der Absturz des kanadischen Starfighters ereignete sich aus einem 
Kurvenflug heraus, der weder als kunstflugähnliche Figur noch über- 
haupt als kritisches Flugmanöver einzustufen ist. 

Alle im Zusammenhang mit Flugvorführungen militärischer Luftfahr- 
zeuge auftretenden Fragen werden einer eingehenden Prüfung unter- 
zogen. 

Leider wird bei jedem Flugbetrieb - ob zivil oder militärisch — auch 
in der Zukunft durch weitere Auflagen bedauerlicherweise mensch- 
liches Versagen nicht völlig ausgeschlossen werden können. 


40. Abgeordneter 
Fischer 
(Frankfurt) 

(DIE GRÜNEN) 


41. Abgeordneter Wie hoch ist im Durchschnitt die Zahl der Wehr- 

Jaunich pflichtigen, die zu Wehrübungen herangezogen 

(SPD) werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 21. Juni 

In den letzten fünf Jahren wurden im Durchschnitt jährlich etwa 
140 000 Reservisten zu Wehrübungen von unterschiedlicher Dauer 
herangezogen. 

42. Abgeordneter Wie lange ist die durchschnittUche Dauer der Wehr- 

Jaunich Übungen insgesamt, also bezogen auf alle Wehr- 

(SPD) pflichtigen und auf die Wehrpflichtigen, die zu 

Wehrübungen herangezogen worden sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 21. Juni 

Die Wehrübungsbelastung der einzelnen Wehrpflichtigen ist sehr unter- 
schiedüch, so daß statistische Durchschnittszahlen nur wenig aussage- 
kräftig sind. 

Rein rechnerisch ergibt sich - bezogen auf alle Reservisten - ein Mittel 
von sieben Wehrübungstagen. 
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Bezogen auf die Wehrpflichtigen, die Wehrübungen geleistet haben, 
ergibt sich ein Mittel von 26 Wehrübungstagen. 


43. Abgeordneter 
Voigt 

(Sonthofen) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestäti- 
gen — Süddeutsche Zeitung vom 31. Mai 1983 — 
wonach laut US-Nachrichtenmagazin Newsweek 
bekannt sei, daß die Sowjets in ihrem europäischen 
Landesteil an 240 Stellen je zwei Raketen des 
Typs SS 20 aufgestellt hätten, von denen jede 
drei nukleare Sprengköpfe trage, aber nach An- 
gaben mehrerer offizieller Quellen in Washington 
Geheimdienst fot OS und andere Beweise den Schluß 
zuüeßen, daß in der Umgebung jeder dieser Rake- 
tenstellungen noch eine dritte Rakete mit drei 
Sprengköpfen versteckt sei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 21. Juni 

Nach vorliegenden Erkenntnissen sind im europäischen Teil der Sowjet- 
union 243 SS 2 0-Ab Schußvorrichtungen mit Einsatzmöglichkeiten 
gegen Ziele im westlichen Europa disloziert; diese Systeme sind tech- 
nisch nachladbar. Jede Rakete verfügt über drei nukleare Gefechts- 
köpfe. 

Die andauernde Produktion von Raketen des Typs SS 20 läßt auf 
den Aufbau eines größeren Nachladebestands schließen. Über dessen 
Umfang liegen der Bundesregierung keine Angaben vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Famiiie und Gesundheit 


44. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderungen 
Weinhofer des Deutschen-Patienten-Schutzbundes nach Schaf- 

(SPD) fung eines Patient enschutzgesetzes unter Einbezie- 

hung der Krankenhausträger und Zahnärzte in das 
Schlichtungsverfahren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 24. Juni 

Die Patient -Arzt-Beziehung findet ihre rechtliche Ausgestaltung un- 
ter anderem im bürgerlichen Recht. Die Rechtsprechung hat eine 
Reihe von Rechten der Patienten präzisiert, unter anderem eingehend 
zur Frage der Einsicht in Krankenunterlagen und deren Herausgabe 
durch den Arzt Stellung genommen. Sie hat ferner für das prozessuale 
Verfahren Beweiserleichterungen geschaffen. Durch Änderungen der 
Berufsordnungen für Ärzte in den Ländern sind einzelne ärztliche 
Pflichten genauer als bisher beschrieben worden. Außerdem wird die 
Durchsetzung der Rechte der Betroffenen durch die Tätigkeit der 
Gutachter- und Schlichtungsstellen für Arzthaftpflichtfragen der 
Landesärztekammer erleichtert; die Einbeziehung der Krankenhaus- 
träger und der Zahnärzte in das Schlichtungsverfahren wäre dabei 
Sache der Länder und der Selbstverwaltung der Ärzteschaft. An einem 
internationalen Projekt über das Verhältnis des Arztes zum Patienten 
wird im Europarat gearbeitet. Die Bundesregierung ist an diesen Erör- 
terungen beteiligt. 

Es ist im Hinblick auf die sich fortentwickelnden Verbesserungen der 
Rechtsstellung des Patienten und die genauer werdende Beschreibung 
ärztlicher Pflichten durch Rechtsprechung und Berufsrecht nicht 
daran gedacht, in naher Zukunft durch gesetzgeberische Maßnahmen 
auf zivilrechtlichem Gebiet besondere Regelungen für die Durchset- 
zung von Schadenersatzansprüchen von Patienten zu schaffen. Die 
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Bundesregierung wird jedoch die Entwicklung, insbesondere auch im 
internationalen Bereich, unter dem Aspekt verfolgen, ob sich auf län- 
gere Sicht Änderungen oder Ergänzungen des geltenden Rechts als 
zweckmäßig und erforderlich erweisen können. 

Auch dem Anliegen des Patienten-Schutzbunds steht die Bundesregie- 
rung aufgeschlossen gegenüber. Sie wird ihre Gespräche mit ihm fort- 
setzen und ist jederzeit bereit, konkrete Vorschläge zu prüfen. Es darf 
jedoch nicht übersehen werden, daß für das Verhältnis Patient — Arzt 
maßgebende gesetzliche und beruf srechtHche Regelungen in einer 
Vielzahl von Bestimmungen des Bundes- und Landesrechts enthalten 
sind. Ihre Zusammenfassung in einem „Patientenschutzgesetz“ er- 
schiene daher wegen der nicht auszuschließenden Beeinträchtigung 
von Sachzusammenhängen weder zweckmäßig, noch wäre ihre Zu- 
sammenfassung auf der Grundlage der Gesetzgebungskompetenz des 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderungen 
des Deutschen-Patienten-Schutzbundes zur Einfüh- 
rung einer Patienten-Rechtsschutz Versicherung und 
zur Errichtung eines Forschungszentrums für Be- 
handlungsfehler? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 24. Juni 

Private Rechtsschutzversicherungen können schon heute auch im 
Hinblick auf die Verfolgung von Arzt haftpfhcht Sachen abgeschlossen 
werden. 

Die Auswertung von Berichten über Behandlungsfehler sieht die Bun- 
desregierung als ein wichtiges gesundheitspolitisches Anliegen an. Sie 
ist jedoch der Auffassung, daß es dazu nicht der Errichtung eines be- 
sondern Forschungszentrums bedarf. Weitere Fortschritte können 
vielmehr bereits dadurch erreicht werden, daß — wie dies auch schon 
geschieht — die Gutachter- und Schlichtungsstellen im Rahmen ihrer 
Tätigkeitsberichte das vorliegende Gutachtenmaterial auswerten und 
festgestellte Mängel in Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen der 
Ärztekammer zum Gegenstand notwendiger Belehrung gemacht wer- 
den. Gerade bei der gegenwärtigen Finanz- und Haushaltslage können 
Projekte in Angriff genommen werden, deren erstrebtes Ergebnis auch 
auf andere und — wie erwartet werden kann^— praxisnähere Weise 
erreicht werden kann. 

46. Abgeordneter Welche Gesetzesinitiativen sind vorgesehen, um in 

Weinhofer diesem Sinn eine Verbesserung des Patientenschut- 

(SPD) zes zu erreichen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 24. Juni 

Eine eventuelle weitere Verbesserung des Patientenschutzes kann 
durch Fortentwicklung der Rechtsprechung und durch eine Intensi- 
vierung der Tätigkeit der Schlichtungs- und Gutachterstellen der Lan- 
desärztekammern erreicht werden. Im übrigen nehme ich auf die 
Antwort zu Frage 44 Bezug. 

47. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten zu verhin- 

Handlos dem, daß jährlich Tausende von Tieren durch den 

(CDU/CSU) LD 50-Test qualvoll verenden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 16. Juni 

1981 hat der schweizerische Toxikologe Professor Dr. G, Zbinden in 
seiner kritischen Auseinandersetzung mit dem LD 50-Test in „Archi- 


Bundes möglich. 


45. Abgeordneter 
Weinhofer 
(SPD) 
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ves of Toxicology“ 47, S. 77 bis 99 Möglichkeiten zur tiere sparenden 
und schonenderen Durchführung der akuten Toxizitätsprüfung auf- 
gezeigt, für die er im gleichen Jahr vom Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit den Forschungspreis zur Förderung von 
methodischen Arbeiten mit dem Ziel der Einschränkung und des 
Ersatzes von Tierversuchen erhielt. 

Die Bundesregierung setzt sich sehr für eine Reduzierung von Tier- 
versuchen insbesondere bei der toxikologischen Prüfung von Arznei- 
mitteln und Chemikalien aller Art ein. Sie hat daher diesen Hinweis 
sofort aufgegriffen und wissenschaftüche Diskussionen angeregt, die 
zu konkreten Vorschlägen für ein Tierversuche einschränkendes Ver- 
fahren bei der Toxizitätsprüfung geführt haben. Das neue Prüfverfahren 
wird vom Bundesgesundheitsamt bei der Zulassung von Arzneimitteln 
anerkannt. 

Auch auf EG-Ebene hat die Bundesregierung im Arzneimittel- und 
Chemikaliensektor hierzu Initiativen ergriffen und erreicht, daß die 
einschlägige pharmazeutische Prüfrichtlinie (75/318/EWG) entspre- 
chend geändert wird. 

Zur weiteren Information verweise ich auf meine Antwort auf die 
Frage 42 des Abgeordneten Dr. Rose (Drucksache 10/101). 


48. Abgeordneter Plant die Bundesregierung ein ,J»atientenschutz- 
Seehofer gesetz“, oder reicht nach ihrer Auffassung das der- 

(CDU/CSU) zeit gültige Recht aus, um Patienten bei Fehlern in 
der Diagnose und der Therapie ausreichend - be- 
sonders in haftungsrechtlicher Hinsicht - zu schüt- 
zen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 24. Juni 

Die Patient -Arzt-Beziehung findet ihre rechtliche Ausgestaltung un- 
ter anderem im bürgerlichen Recht. Die Recht sprechimg hat eine 
Reihe von Rechten der Patienten präzisiert, unter anderem eingehend 
zur Frage der Einsicht von Krankenunterlagen und deren Herausgabe 
durch den Arzt Stellung genommen. Sie hat ferner für das prozessuale 
Verfahren Beweiserleichterungen geschaffen. Durch Änderungen der 
Berufsordnungen für Ärzte in den Ländern sind einzelne ärztliche 
Pflichten genauer als bisher beschrieben worden. Außerdem wird die 
Durchsetzung der Rechte der Betroffenen durch die Tätigkeit der 
Gutachter- und Schlichtungsstellen für Arzthaftpflichtfragen der 
Landesärztekammern erleichtert. An einem internationalen Projekt 
über das Verhältnis des Arztes zum Patienten wird im Europarat ge- 
arbeitet. Die Bundesregierung ist an diesen Erörterungen beteiligt. 

Es ist im Hinblick auf die sich fort entwickelten Verbesserungen der 
Rechtsstellung des Patienten und die genauer werdende Beschreibung 
ärztlicher Pflichten durch Rechtsprechung und Berufsrecht nicht 
daran gedacht, in naher Zukunft durch gesetzgeberische Maßnah- 
men auf zivilrechtlichem Gebiet besondere Regelungen für die Durch- 
setzung von Schadenersatzansprüchen von Patienten zu schaffen. Die 
Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte dafür, daß Patienten bei 
schuldhaft verursachten Fehlern in der Diagnose und der Therapie 
auf dem Rechtsweg gerechtfertigte Ansprüche nicht durchsetzen 
können. Sie wird jedoch die Entwicklung, insbesondere auch im inter- 
nationalen Bereich, unter dem Aspekt verfolgen, ob sich auf längere 
Sicht Änderungen oder Ergänzungen des geltenden Rechts als zweck- 
mäßig und erforderlich erweisen können. 

Auch dem Anliegen des Patienten-Schutzbundes steht die Bundes- 
regierung aufgeschlossen gegenüber. Sie wird ihre Gespräche mit ihm 
fortsetzen und ist jederzeit bereit, konkrete Vorschläge zu prüfen. 
Es darf jedoch nicht übersehen werden, daß für das Verhältnis Pa- 
tient-Arzt maßgebende gesetzliche und berufsrechtliche Regelungen 
in einer Vielzahl von Bestimmungen des Bundes- und Landesrechts 
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enthalten sind. Ihre Zusammenfassung in einem „Patientenschutz- 
gesetz“ erschiene daher wegen der nicht auszuschließenden Beeinträch- 
tigung von Sachzusammenhängen weder zweckmäßig, noch wäre ihre 
Zusammenfassung auf der Grundlage der Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes möglich. 


49. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Darstellung der Ver- 

Dr. Ahrens fall- bzw. Gewährleistungszeiten auf Arzneimitteln 

(SPD) für ausreichend, oder hält sie — insbesondere für 

ältere sowie sehbehinderte Personen — eine deut- 
lichere Kennzeichnung für notwendig? 

50. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, eine 

Dr. Ahrens deutlichere Kennzeichnung von Arzneimitteln 

(SPD) durchzusetzen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 24. Juni 

Nach § 10 Abs. 1 des Arzneimittelgesetzes vom 24. August 1976 
(BGBl. I S. 2448) dürfen Fertigarzneimittel nur in den Verkehr gebracht 
werden, wenn auf den Behältnissen und, soweit verwendet, auf den 
äußeren Umhüllungen in deutlich lesbarer Schrift, in deutscher Sprache 
und auf dauerhafte Weise die dort vor geschriebenen Angaben gemacht 
sind. Dazu zählt nach geltendem Recht auch das Verfalldatum, sofern 
das Arzneimittel nicht länger als drei Jahre haltbar ist. 

Das Gesetz trägt also Ihrem Anliegen bereits Rechnung, was nicht 
ausschließt, daß die Lesbarkeit der Angaben in Einzelfällen verbessert 
werden kann. 

Aufgabe der Zulassungs- und Überwachungsbehörden ist es, dieser 
Regelung in der Praxis Geltung zu verschaffen unter Beachtung der 
Grundsätze, die die Rechtsprechung für die Anforderungen an eine 
deutliche Kennzeichnung, z. B. für die Schriftgröße, entwickelt hat. 
Diese Grundsätze tragen auch dem Bedürfnis von älteren und sehbe- 
hinderten Personen Rechnung. 

Das Bundesgesundheitsamt wird seine Bemühungen um eine deutliche 
Kennzeichnung im Rahmen des Zulassungsverfahrens intensivieren. 

Die primäre Verantwortung für eine deutliche Kennzeichnung liegt 
jedoch bei den pharmazeutischen Unternehmen. 

51. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, daß 

Hartmann infolge nicht oder nicht ausreichender Inanspruch- 

(CDU/CSU) nähme von Kind er Schutzimpfungen eine Zunahme 

ansteckender Krankheiten bei Kindern und insbe- 
sondere eine Zunahme von Kinderlähmungsfällen 
zu verzeichnen sind, und wenn ja, welche Folgerun- 
gen zieht sie daraus? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 20, Juni 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, daß durch eine 
unzureichende Inanspruchnahme von Kinderschutzimpfungen, insbe- 
sondere durch verminderte Inanspruchnahme der Polio Schutzimpfung, 
eine Zunahme an ansteckenden Krankheiten zu verzeichnen wäre. Seit 
drei Jahren ist keine Poliomyelitis bei Deutschen in der Bundesrepublik 
Deutschland mehr bekannt geworden. Das Bundesamt für Sera und 
Impfstoffe hat keinen Rückgang der freigegebenen Impfst off Chargen 
zu verzeichnen. Daraus kann gefolgert werden, daß die Impffrequenz 
nicht rückläufig ist. Die vom Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit unterhaltenen Referenzzentren sowie die wissen- 
schaftlichen Institutionen mit Forschungsaufträgen kontrollieren 
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stichprobenartig den Immunstatus in der Bevölkerung. Mit Ihrer Hilfe 
können rechtzeitig Defizite in der Immunisierung erkannt werden. 
Die Bundesregierung verfolgt damit die aufgeworfenen Fragen pro- 
blembewußt weiter. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


52. Abgeordneter Welche Haltung nimmt die Bundesregierung in dem 
Pauli am 5. März 1982 vom Verwaltungsrat der Deut- 

(SPD) sehen Bundesbahn eingeleiteten Antragsverfahren 

auf Streckenstillegung des Schienenreiseverkehrs 
zwischen Koblenz — Mayen-Ost sowie des Güterver- 
kehrs zwischen Ochtendung - Mayen-Ost und 
Polch - Münstermaifeld ein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 

Die Prüfung des Antrags auf Umstellung des Reisezugbetriebs der 
Strecke Koblenz-Lützel -Mayen-Ost sowie der dauernden Einstel- 
lung des Güterzugbetriebs der Teilstrecke Ochtendung -Polch -Mayen- 
Ost und Polch — Münstermaifeld ist noch nicht abgeschlossen. In diese 
Prüfung werden die für Wirtschaftsstruktur- und Raumordnungsfragen 
zuständigen Ministerien eingeschaltet. Eine abschließende Aussage ist 
deshalb zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich. 


Welche Konzeption steht hinter der Absicht der 
Deutschen Bundesbahn (DB), die Bundesbahn- 
schule Hasperde und andere Bundesbahnschulen 
zu schließen, und welche Vorstellungen hat die 
DB als Eigentümerin über die künftige Nutzung 
des Schlosses Hasperde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 

Als Folge des Personalabbaus der Deutschen Bundesbahn (DB) hat 
sich auch für die Bundesbahnschulen die Notwendigkeit einer Kapa- 
zität sanpassung ergeben; die Auslastung, die jetzt nur noch 73 v. H. 
beträgt, wird im nächsten Jahr auf 33 v. H. und 1985 auf 32 v. H. 
sinken und bis 1987 sodann geringfügig bis auf 41 v. H. ansteigen. 
Diese Entwicklung ist als langfristig anzusehen. Die Pläne des Vor- 
stands der DB, die Bundesbahnschule Hasperde zusammen mit fünf 
anderen Bundesbahnschulen bis zum 30. Juni 1983 zu schließen, ent- 
sprechen dem vom Deutschen Bundestag am 17. September 1982 
einstimmig angenommenen Beschluß des Haushaltsausschusses, der 
von der DB erwartet, künftig auch im Ausbildungswesen rechtzeitig 
Folgerungen aus betrieblichen und personellen Entwicklungen zu 
ziehen. 

Die DB beabsichtigt, das Schloß Hasperde zu veräußern. Eine Aus- 
bietung in der Presse wird nach Mitteilung der DB in Kürze erfolgen. 
Soweit bekannt, ist bereits Interesse bekundet worden. 


53. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


54. Abgeordneter 
Dr. Rumpf 
(FDP) 


Sieht die Bundesregierung innerhalb ihres Verant- 
wortungsbereichs eine Möglichkeit, darauf hinzu- 
wirken, eine laufende, detaillierte Hochwasser- 
durchsage über den Rundfunk, die Fernsehanstal- 
ten oder andere Medien besser zu gewährleisten 
und die Deutsche Bundespost in die Lage zu ver- 
setzen, die Hochwassermeldungen per Telefon 
auch dann zu erhalten, wenn viele betroffene Bür- 
ger gleichzeitig anrufen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 

Die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes unterhält gemäß 
§ 35 des Bundeswasserstraßengesetzes einen Wasserstands- und Hoch- 
wassermeldedienst im Benehmen mit den Ländern. 

Nach den Dienstanweisungen der Wasser- und Schiffahrtsdirektionen 
(WSD) für den Hochwassermeldedienst wird beim Erreichen bestimmter 
Wasserstände der Hochwassermeid edienst eröffnet; die für die Sicher- 
heit der Schiffahrt und die für den Hochwasserschutz zuständigen 
Dienststellen der Länder werden benachrichtigt. 

Zur Information der Öffentlichkeit unterrichten die zuständigen 
Wasser- und Schiffahrtsämter mindestens zweimal täglich die ört- 
lichen Fernmeldeämter über die Hochwasserlage mit Trendangaben 
(== Aktualisierung des Postansagedienstes). 

Die zuständige WSD übermittelt ferner bis zu dreimal täglich den Leit- 
vermittlungsstellen der Polizei in Rheinland -Pfalz und Hessen die Hoch- 
wasserberichte zur Weitergabe an den Verkehrswamfunk der regional 
zuständigen Rundfunksendeanstalten. 

Zur Information der Schiffahrt über die örtlichen Wasserstandsver- 
hältnisse hat die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung alle maßgebenden 
Pegel an den Bundeswasserstraßen mit automatischen Anrufbeant- 
wortern ausgerüstet; sie sind an das Postnetz angeschlossen und damit 
allen Interessenten zugänglich. 

Der gleichzeitige Zugang zu den Fernsprechansagen der Deutschen 
Bundespost wird grundsätzlich nach dem Bedarf bemessen. Bei be- 
stimmten Fernsprechanlagen, zum Beispiel Sonderansagen, Hoch- 
wassermeldungen, wird darüber hinaus durch Zuschläge ein Spitzen- 
bedarf berücksichtigt. 

Bei der Fernsprechansage „Hochwassermeldung“ sind bei den letzten 
Hochwasser ständen keine Engpässe bekanntgeworden. 

Der Bundesverkehrsminister wird mit den für den Hochwasserschutz 
zuständigen Bundesländern Gespräche darüber führen, ob Verbesse- 
rungen der Abfragemöglichkeiten (Mehrfachbeantworter) bestimmter 
Pegelsteilen im Interesse des Hochwasserschutzes notwendig oder 
zweckmäßig sind. 


55. 


Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, 
das Wetzlarer Kreuz der Autobahn Sauerlandlinie 
über eine Landesstraße unter Benutzung der bereits 
teilweise fertiggestellten Trasse der ursprünglich ge- 
planten Autobahn Reiskirchen — Montabaur mit 
dem Raum Blasbach — Hohensolms zu verbinden, 
wie dies bereits zwischen dem Gieße ner Ring und 
Biebertal über die gleiche Trasse geschehen ist? 


56. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, diesbezüglich mit 
Lenzer den hessischen Straßenbaubehörden Kontakt auf- 

(CDU/CSU) zunehmen, damit die bisherigen erheblichen Investi- 

tionen wenigstens einer teilweisen Nutzung zuge- 
führt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 


Die A 480 zwischen dem Wetzlarer Kreuz und dem vorläufigen An- 
schluß mit der L 3047 bei Heuchelheim ist der Stufe H des Bedarfs- 
plans für den Ausbau der Bundesfernstraßen zugeordnet und jdaher 
in absehbarer Zeit nicht zu verwirklichen. 

In dem kurzen Abschnitt (ca. zwei Kilometer) zwischen dem Wetzlarer 
Kreuz und der L 3053 (Blasbach -Hohensolms) hingegen ist im Zusam- 
menhang mit dem Bau des Wetzlarer Kreuzes ein Teil der Autobahn- 
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strecke ausgeführt worden. Der Vorschlag, die A 480 auszubauen und 
mit der L 3053 zu verknüpfen, ist durchaus überlegenswert. Daher wird 
das Bundesverkehrsministerium diese Anregung von der hessischen 
Straßenbauverwaltung prüfen lassen. Das Ergebnis der Untersuchun- 
gen bleibt abzuwarten. 

57. Abgeordneter Welche Investitionsmaßnahmen sind in den näch- 

Lenzer sten Jahren durch die Deutsche Bundesbahn und 

(CDU/CSU) auf den Bundesfernstraßen im Lahn-Dill-Kreis im 

Bau oder in der Planung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 

Folgende Investitionsmaßnahmen auf den Bundesfernstraßen sind im 
Lahn-Dill-Kreis (Stufe I des Bedarfsplans, Baustufe I a; geplanter Bau- 
beginn 1981 bis 1990) vorgesehen: 

1. B 253, Ortsumgehung Baukosten voraussichtlicher 

Eschenburg/Eibelshausen ca. 10,3 Mio. DM Baubeginn 1983 

2. B 277, Verlegung bei Aßlar Baukosten Bereits im Bau 

zwischen A480 und Quer- ca. 6,1 Mio. DM 

Spange südlich Aßlar 

Die Deutsche Bundesbahn geht hinsichthch ihrer Investitionsmaß- 
nahmen davon aus, das derzeitige Investitionsvolumen, dessen Umfang 
sich aus der Antwort zu Frage 58 ergibt, auch in den nächsten Jahren 
auf rechter halten zu können. 

58. Abgeordneter Wo und in welchem Umfang sind bei Einrichtungen 

Lenzer der Deutschen Bundesbahn im Lahn-Dill-Kreis In- 

(CDU/CSU) vestitionen geplant, bzw. werden bereits derartige 

Maßnahmen durchgeführt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 


Die Deutsche Bundesbahn hat im Lahn-Dill-Kreis folgende Investitio- 
nen im Geschäftsjahr 1983 und in den folgenden Jahren vorgesehen: 



1983 

Millionen DM 

1984 

und später 
Millionen DM 

Oberbau 

0,800 

0,800 

Brücken 

1,977 

- 

Signalanlagen 

7,250 

9,286 

Bahnübergänge 

0,176 

0,010 

Tunnel 

0,046 

- 

Personenverkehrsanlagen 

0,500 

0,837 

Andere bauliche Anlagen 
der Bahnhöfe 

0,389 




11,138 

10,933 


59. Abgeordneter Welche Rangfolge wird der Bau einer Umgehungs- 
Dr. Schwenk Straße um Bremervörde (Landkreis Rotenburg, 

(Stade) Land Niedersachsen) angesichts des Programms 

(SPD) zum Ausbau von Ortsumgehungen erhalten, und 

mit welchem Beginn ist zu rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 

Die Planungen im Raum Bremervörde sehen eine nördliche Umgehung 
im Zug der B 74 sowie eine Verlegung der von Süden kommenden B71 
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vor. Beide Maßnahmen sind in der Stufe II des seit 1981 gültigen Be- 
darfsplans enthalten, wobei zur damaligen Zeit für diese Einstufung 
der vorhandene Planungsstand und der enge Finanzrahmen maßgebend 
waren. 

Angaben über den Baubeginn von Maßnahmen der Stufe II sind zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht möglich. 

Es bleibt abzuwarten, ob bei der Fort Schreibung des Bedarfsplans 1985 
sich für diese Maßnahmen andere Dringlichkeiten ergeben. Die Maßnah- 
men des Programms für Ortsumgehungen sind im Bedarfsplan enthalten. 


60. Abgeordneter Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie- 
Dr. Faltlhauser rung aus der Entscheidung des Verwaltungsgerichts 
(CDU/CSU) München zum Planfeststellungsverfahren eines Ran- 

gierbahnhofs in München, und wie sind nach Auf- 
fassung der Bundesregierung die Rechtsverhältnisse 
zwischen Bundesbahngesetz einerseits/ und Eisen- 
bahnkreuzungsgesetz andererseits auf der Basis 
dieses Urteils zu überprüfen oder zu klären? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 

Die Bundesbahndirektion München als Planungsträger hat gegen das 
Urteil des Verwaltungsgerichts München vom 17. Mai 1983 am 24. Mai 
1983 Berufung beim bayerischen Verwaltungsgerichtshof eingelegt. 
Sie wird diese nach Vorliegen des vollständigen Urteils auch in recht- 
licher Hinsicht begründen. Für ein Tätigwerden besteht derzeit kein 
Anlaß. 


61. Abgeordnete Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der 
Frau Fuchs Schienenverkehr auf der Bundesbahnstrecke Biele- 

(Verl) feld— Osnabrück erhalten bleiben muß? 

(SPD) 


62. Abgeordnete 
Frau Fuchs 
(Verl) 

(SPD) 


Ziehen Bundesregierung und Deutsche Bundesbahn 
eine weitere Einschränkung des Personen-Schienen- 
Verkehrs auf der Strecke Bielefeld— Osnabrück oder 
auf längere Sicht sogar eine Stillegung in Betracht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn (DB) hat die Umstellung des 
Reisezugbetriebs der Teilstrecke Osnabrück — Dissen-Bad Rothenfelde 
auf Busbedienung beantragt. Das durchschnittliche Reisendenaufkom- 
men je Werktag ist von 796 Reisenden 1976 auf 341 Reisende 1982 
zurückgegangen. Eine solch geringe Nachfrage rechtfertigt nicht eine 
weitere Vorhaltung des Reisezugangebots. 

Für den übrigen Abschnitt Dissen-Bad Rothenfelde — Bielefeld bestehen 
zur Zeit keine Überlegungen, ein Verfahren zur UmsteUung auf Busbe- 
dienung einzuleiten. Entscheidend für die weiteren Überlegungen der 
DB wird die künftige Entwicklung des Verkehrsaufkommens sein. 

Bei der Bedienung des Güterverkehrs auf der Gesamtstrecke sind nach 
Angabe der DB keine Änderungen beabsichtigt. 


63. Abgeordnete 
Frau Fuchs 
(Verl) 

(SPD) 


Beabsichtigen Bundesregierung und Deutsche Bun- 
desbahn Maßnahmen zur Sicherung der Bahnüber- 
gänge und Angebots Verbesserungen, wie z. B. Ver- 
kürzung der Fahrzeiten, Abstimmung der Fahrzei- 
ten auf die IC-Fahrpläne, um die Attraktivität der 
Strecke zu steigern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 

Nach Angabe der Deutschen Bundesbahn (DB), die für Fahrplanmaß- 
nahmen und Maßnahmen zur Sicherung der Bahnübergänge eigenwirt- 
schaftlich zuständig ist, bieten die Fahrpläne, die in erster Linie auf 
die örtlichen Bedürfnisse abgestellt sind, bereits heute gute Anschluß- 
möglichkeiten an die Fernverkehrszüge, darunter auch an den über- 
wiegenden Teil der IC-Züge in Bielefeld. Maßnahmen für den techni- 
schen Ausbau der Teilstrecke Dissen-Bad Rothenfelde -Bielefeld sind 
zur Zeit von der DB nicht beabsichtigt. 


64. Abgeordnete 
Frau Fuchs 
(Verl) 

(SPD) 


Stimmt die Bundesregierung der Beurteilung zu, 
daß eine Umstellung des Personen-Schienen-Ver- 
kehrs auf der Teilstrecke Bielefeld -Halle — Dissen 
auf Busbeförderung zu einer weiteren Zunahme des 
Individualverkehrs und zu einer erhöhten Belastung 
des Straßenverkehrs auf der B 68 führen müßte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 

Aussagen hierzu können nicht gemacht werden, weil entsprechende 
Untersuchungen nicht durchgeführt sind (siehe hierzu Antwort zu 
den Fragen 61 und 62). 


65. Abgeordneter Wann ist mit dem Bau der Eisenbahnunterführung 
Becker im Zuge der Landstraße 590 in der Stadt Emsdetten 

(Nienberge) zp rechnen? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 

Die planerischen und rechtlichen Voraussetzungen für die Realisierung 
der Bahnübergangsbeseitigung durch den Bau einer Eisenbahnüberfüh- 
rung im Zug der L 590 in Emsdetten liegen vor. Bei der Deutschen 
Bundesbahn (DB) bestehen jedoch Schwierigkeiten, ihren Kostenan- 
teil in Höhe von rund 4,55 Millionen DM rechtzeitig bereitzustellen. 
Der Bundesverkehrsminister ist bemüht, in Gesprächen mit der Stadt 
Emsdetten und unter Einschaltung des Vorstands der DB Einvernehmen 
über einen möglichst baldigen Baubeginn zu erreichen. 


66. Abgeordneter 
Stodkleben 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die weiteren Aus- 
sichten für die Realisierung der geplanten Güterver- 
teilzentrale in Peine (Niedersachsen)? 


67. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, die 
Stockleben geplante Güterverteilzentrale in Peine auch finan- 

(SPD) ziel! weiter zu fördern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 


Realisierungsmöglichkeiten für die geplante Güterverteilzentrale in 
Peine (Niedersachsen) werden in einer von der Bundesregierung geför- 
derten Studie dargestellt. Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob die 
der Studie zugrundeliegenden Daten gegebenenfalls erneuert werden 
müssen. Diese Prüfung und die Erörterung der Realisierung der Güter- 
verteilzentrale umfaßt auch Überlegungen, inwieweit im Rahmen von 
Forschungsvorhaben eine finanzielle Förderung möglich sein könnte. 

Über das Ergebnis dieser Untersuchung werde ich Sie nach Abschluß 
der Prüfung der Studie unterrichten. 
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68. Abgeordneter Existiert im Zusammenhang mit dem privaten Ein- 

Pfeff ermann satz einer Reihe von Museumsbahnvereinen, die mit 

(CDU/CSU) erheblichem Idealismus und Arbeitsaufwand histo- 

rische Dampfloks und Eisenbahn Waggons als Teil 
einer technischen Denkmalspflege wieder herrich- 
ten und in betriebsbereitem Zustand erhalten, eine 
Verfügung der Deutschen Bundesbahn (DB), die 
keinerlei Dampflokfahrten auf Gleisen der DB zu- 
läßt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 

Dies ist zutreffend. 

69. Abgeordneter Trifft es zu, daß nicht einmal zum 150jährigen 

Pfeffermann Jubiläum der Deutschen Eisenbahn in Nürnberg 
(CDU/CSU) eine historische Zugfahrt auf Bundesbahngleisen 

zugelassen wurde, und wenn ja, mit welcher Be- 
gründung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 

Nein, denn von der Deutschen Bundesbahn werden - im Hinblick auf 
die Jubiläumsausstellung im Jahr 1985 in Nürnberg aus Anlaß des 
150jährigen Bestehens der Eisenbahnen in Deutschland - derzeit 
Überlegungen darüber angestellt, ob ein Dampflokbetrieb mit eigenen 
Fahrzeugen durchgeführt werden kann. 

70. Abgeordneter Kann das Dampflokverbot auf Bundesbahnstrecken 

Pfeffermann auf Grund der positiven Erfahrungen mit Dampflok- 
(CDU/CSU) betrieb auf Privatbahnstrecken dahin gehend gemil- 

dert werden, daß in bestimmten Ausnahmefällen 
Dampflokfahrten privater Trägervereine zugelassen 
werden, wenn sie die Ertragsrechnung der Deut- 
schen Bundesbahn nicht belasten oder sogar ent- 
lasten? 

71. Abgeordneter Wäre es als konkrete Maßnahme z. B. denkbar, daß 

Pfeffermann auf den von der Deutschen Bundesbahn (DB) sonn- 

(CDU/CSU) tags nicht befahrenen Strecken der Odenwaldbahn 

in Darmstadt bzw. der Strecke Darmstadt —Aschaf- 
fenburg Fahrten des Museumsbahnvereins Darm- 
stadt zugelassen werden und gegebenenfalls solche 
Sonderfahren sogar einige Zug- oder Busverbin- 
dungen ersetzen, die von der DB an Sonntagen 
ohnehin nicht kostendeckend betrieben werden 
können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 16. Juni 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) hat bestätigt, daß die Regelung, die 
den Einsatz privater Dampflokomotiven im Streckennetz der DB 
nicht zuläßt, weiterhin bestehen bleiben soll. Dies gilt auch für die 
genannten Strecken. Allerdings können Sonderfahrten mit anderen 
Oldtimer-Zügen, die mit elektrischen oder Dieseltriebfahrzeugen be- 
spannt werden, weiterhin auf Bestellung gegen Entgelt durchgeführt 
werden. 

72. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 

Dörflinger - vor allem im Hinblick auf die europäischen Bemü- 

(CDU/CSU) hungen um Liberalisierung des Transitverkehrs - 

aus dem Beschluß des Schweizer Parlaments zur 
Erhebung einer Autobahngebühr, und ist die Bun- 
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desregierung gegebenenfalls bereit, im vordringli- 
chen Interesse der deutschen Grenzgänger recht- 
zeitig mit Schweizer Stellen über die Möglichkeiten 
von befriedigenden „Sonderregelungen für den 
Grenzbereich“ zu verhandeln? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. Juni 

Die parlamentarischen Beratungen zur Einführung einer Autobahn- 
vignette für Personenwagen und einer Schwerverkehrsabgabe für Last- 
kraftwagen in der Schweiz sind noch nicht abgeschlossen. Es ist damit 
zu rechnen, daß hierüber 1984 eine Volksabstimmung statt findet. In 
jedem Fall wird die Bundesregierung rechtzeitig vor einer möglichen 
Einführung von Straßenbenutzungsgebühren in der Schweiz bilaterale 
Verhandlungen zur befriedigenden Regelung für den Grenzbereich 
auf nehmen. 

Die Entwicklung verschiedener Formen von nationalen Straßenver- 
kehrsabgaben in Europa wird von der Bundesregierung mit zunehmen- 
der Sorge beobachtet. Diese Abgaben sind nicht geeignet, die europäi- 
sche Zusammenarbeit im Verkehr zu fördern. Notwendig und zweck- 
mäßig sind dagegen der Abbau der im internationalen Vergleich be- 
stehenden Wettbewerbsverzerrungen, der hemmenden Abfertigungs- 
formalitäten an den Grenzen und eine international abgestimmte 
Regelung zur Verbesserung der Engpässe auf den Hauptachsen des 
europäischen Verkehrswegenetzes. Deshalb hat sich die Bundesregie- 
rung verstärkt auf bilateraler und multüateraler Basis für den Abbau 
von Straßenverkehrsabgaben in Europa und für eine gegenseitige und 
kostenlose ungehinderte Nutzung der Transitwege eingesetzt. Auch 
gegenüber der schweizerischen Bundesregierung wurde dies wiederholt 
zum Ausdruck gebracht. Sollten diese internationalen Bemühungen 
erfolglos sein, wird die Bundesregierung einen Weg suchen müssen, 
für ausländische Fahrzeuge zu einer ausgeglichenen Anlastung der 
Wegekosten zu kommen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeidewesen 


73. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung eine Europabrief- 
Becker . marke, die in allen Mitgliedstaaten zu ähnlichen 

(Nienberge) Werten bedient werden kann, herausgeben? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 21. Juni 

Das Europäische Parlament hat die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft zur Herausgabe von Sondermarken aus Anlaß der zweiten 
Direktwahlen zum Europäischen Parlament im nächsten Jahr aufge- 
fordert, 

— die in allen Mitgliedstaaten gültig sein, 

— ein gemeinsames Motiv haben, 

— keine Bezeichnung der Ausgabeverwaltung und 

— keine Angabe des Freimachungswerts tragen sollten. 

Die Briefmarken sollten für die Freimachung von Standardbriefen 
innerhalb der EG gelten. 

Diesem weitgesteckten Ziel stehen zur Zeit noch eine Reihe ungelöster 
wirtschaftlicher, rechtlicher und organisatorischer Fragen gegenüber. 

Unter den Postverwaltungen der zehn Mitgliedstaaten bestand jedoch 
weitgehend Übereinstimmung, jeweils eine Sondermarke anläßlich der 
europäischen Wahlen herauszugeben, deren Wert grundsätzlich dem 
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in den Mitgliedstaaten geltenden Tarif für einen Standardbrief (20 
Gramm) ohne Aufschlag entsprechen soll. Motiv bzw. Bestandteil 
des Briefmarkenmotivs soll die als neues Enblem des Europäischen 
Parlaments vorgesehene Europafahne (Kranz von zwölf goldenen 
Sternen auf blauem Grund) in den Originalfarben sein. 

Es bestand auch weitgehend Einvernehmen, die Sondermarken - sie 
sollen die Öffentlichkeit auf die Bedeutung der zweiten Direktwahlen 
zum Europäischen Parlament aufmerksam machen — etwa vier oder 
sechs Wochen vor dem Wahltermin herauszugeben. Für die Ausgabe 
der Deutschen Bundespost ist der 12. April 1984 vorgesehen. 

74. Abgeordneter Verfügt die Deutsche Bundespost (DBP) über Listen 
Weirich oder Karten, aus denen hervorgeht, an welchen Or- 

(CDU/CSU) ten in der Bundesrepublik Deutschland einschließ- 

lich Berlin (West) KTV-Anlagen der DBP und mit 
wieviel Wohneinheiten jeweils in Betrieb sind, und 
wenn ja, ist die DBP bereit, dieses Material zu ver- 
öffentlichen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 23. Juni 

Listen bzw. Karten, aus denen der aktuelle Ausbaustand der Breitband- 
verteilnetze der Deutschen Bundespost (DBP) hervorgehen, werden zur 
Zeit aufgestellt bzw. erarbeitet. 

Es wird erwartet, daß diese Unterlagen in Kürze zur Verfügung stehen. 
Die DBP hat bisher derartige Unterlagen nicht veröffentlicht. Es be- 
stehen jedoch keine grundsätzlichen Bedenken, Angaben über beson- 
dere Schwerpunktverkabelungen, die die Allgemeinheit interessieren 
könnten, künftig zur Veröffentlichung freizugeben. 

Einzelangaben werden jedoch, da der Bundesregierung die örtlichen 
Planungsdaten nicht vorliegen, wie bisher von den jeweils zuständigen 
Oberpostdirektionen bzw. Fernmeldeämtern auf gezielte Anfrage hin 
dem einzelnen Fragesteller mitgeteilt. 


75. Abgeordneter Sind die vom Bundespost minist er für den Neubau 

Weirich oder die Erweiterung von KTV-Anlagen der Deut- 

(CDU/CSU) sehen Bundespost zur Verfügung gestellten 1 Mil- 

liarde DM für das Haushaltsjahr 1983 bereits plan- 
mäßig zu hundert Prozent auf die Oberpostdirektio- 
nen verteilt worden, und liegen bereits weitere De- 
tailplanungen vor? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 23. Juni 

Die Mittel in Höhe von 1 Milliarde DM für den Ausbau der Breitband- 
verteilnetze sind den Oberpostdirektionen zur Verfügung gestellt wor- 
den. Der wesentliche Teil der Mittel wurde auf die Oberpostdirektionen 
bereits verteilt, zusätzliche Beträge werden von den Oberpostdirektio- 
nen nach Bedarf noch abgerufen. Es ist davon auszugehen, daß der 
geplante zügige Ausbau der Breitband verteilnetze nicht durch Beschrän- 
kung der Finanzmittel behindert wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

76. Abgeordneter Gibt es im Verantwortungsbereich der Bundesre- 

Reschke gierung Erkenntnisse darüber, wie hoch die Um- 

(SPD) Schlagshäufigkeit (Verkauf von vorhandenem Eigen- 

tum) von bebauten Grundstücken einschließlich 
Teileigentum und wie hoch die Umwandlungs- 
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häufigkeit von Mietwohnungen in Eigentumswoh- 
nungen ist, und wenn ja, wie lauten die entsprechen- 
den Zahlen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 20. Juni 

Regelmäßige und vollständige Informationen über die Verkäufe von 
bebauten Grundstücken und die Umwandlungen von Mietwohnungen 
in Eigentumswohnungen liegen der Bundesregierung nicht vor. Aus 
einer Reihe von Teilinformationen lassen sich jedoch das Gewicht des 
Gebrauchtv(ohnungsmarkts und - wenigstens der Tendenz nach - 
dessen Entwicklung abschätzen. 

Auf Grund der l v. H. -Wohnungsstichprobe 1978 ist bekannt, in wel- 
chem Umfang die Wohngebäude — ausgenommen Wohngebäude mit 
Teileigentum — durch Kauf, Neubau einschließlich Neukauf oder Erb- 
schaft erworben wurden: 


Tabelle: Erwerb von Wohnungseigentum 


Wohngebäude 
nach Art 
des Erwerbs 

Wohngebäude im 
Eigentum von 
Privathaushalten 

- insgesamt *) — 

bis 

1948 

dav 

Vohng 

1949 

bis 

1964 

on: 

ebäude 
jrworben 
1965 1972 
bis und 
1971 später 

Wohngebäude 

zusammen 

davon erworben durch: 
Neubau/ Neukauf 

Kauf 

Erbschaft/Schenkung 

1000 v.H. 

6.290 100 

3.625 58 

1.065 17 

1.600 25 

1000 

620 2.5001.5701.605 

v.H. 

49 65 56 52 

19 14 18 21 

32 22 26 28 


*) Nur nichtlandwirtschaftliche Wohngebäude - ohne Wohngebäude mit Eigen- 
tumswohnungen - im Eigentum von Ehepaaren und Einzelpersonen, in denen 
der Eigentümer selbst wohnt und für die Art und Jahr des Erwerbs angegeben 
wurden. 

Ergebnisse der 1 v. H. -Wohnungsstichprobe 1978 

Die Zahl der Käufer in den einzelnen Jahren ist unbekannt. Aber die 
Angaben der heutigen Eigentümer lassen erkennen, daß sich der Erwerb 
von Eigentum seit 1949 immer mehr vom Neubau zur Erbschaft und 
vor allem zum Kauf verschoben hat. 

Nach Einzelinformationen aus den Datensammlungen der Gutachter- 
ausschüsse für verschiedene Großstädte hat der Gebrauchtwohnungs- 
markt seit 1978 noch an Bedeutung gewonnen. 

Über die Umwandlung Miet^ in Eigentumswohnungen liegen ebenfalls 
die Angaben dieser Gutachterausschüsse vor. Danach dürften vor allem 
Umwandlungen von Wohnungen aus dem freien Mietwohnungsbestand 
inzwischen ein erhebliches Volumen erreicht haben. Die Zahl der Ver- 
äußerungen von Sozialmietwohnungen ist dagegen im Vergleich zum 
gesamten Sozialmietwohnungsbestand noch relativ gering. Nach Mel- 
dungen der Länder an den Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau sind von 1977 bis 1982 rund 30 000 Sozial- 
mietwohnungen veräußert worden. Auch hier hat die Zahl der Ver- 
äußerungen in den letzten Jahren zugenommen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technoiogie 


77. Abgeordneter 
Müller 
(Düsseldorf) 
(SPD) 


Stimmen die Öffentlich geäußerten Befürchtungen, 
daß der Projektträger des seit 1974 bestehenden 
Forschungsprogramms zur ,, Humanisierung der Ar- 
beitswelt“ aufgelöst werden soll und dazu bereits 
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vom Bundesministerium für Forschung und Tech- 
nologie von der Deutschen Forschungs- und Ver- 
suchsanstalt für Luft- und Raumfahrt ein „Arbeits- 
und Strukturkonzept“ erbeten wurde, wobei zu- 
künftig die für die Humanisierung der Arbeit zen- 
tralen Bereiche Beteiligung der Arbeitnehmer und 
humane Arbeitsgestaltung nicht mehr berücksich- 
tigt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 20. Juni 

Die öffentlich geäußerten Befürchtungen, daß der Projekt träger „Hu- 
manisierung des Arbeitslebens“ aufgelöst werden solle, sind gegen- 
standslos. 

Bei der DFVLR wurde ein „Arbeits- und Strukturkonzept“ angefor- 
dert; hierin soll die DFVLR ihre Vorstellungen dar legen, wie die Durch- 
führung des Programms , Humanisierung des Arbeitslebens“ auf der 
Basis der von der Bundesregierung vorgelegten Planung für die Weiter- 
entwicklung des Programms (Drucksache 10/16) in Zukunft aussehen 
soll. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, an den im Rahmen des Pro- 
gramms „Humanisierung des Arbeitslebens“ bisher üblichen Formen 
der Beteiligung von Arbeitnehmern etwas zu ändern. Fragen humaner 
Arbeitsgestaltung behalten — insbesondere im Zusammenhang mit der 
menschengerechten Anwendung neuer Technologien - ihre zentrale 
Bedeutung. 


78. Abgeordneter 
Müller 
(Düsseldorf) 
(SPD) 


Steht hinter einer eventuellen Auflösung des Pro- 
jektträgers die Überlegung, bei der Forschung zur 
Humanisierung der Arbeit zukünftig wieder stärker 
betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte zum Tragen 
zu bringen, wobei durch eine Zersplitterung der bis- 
herigen Betreuung des Programms keine Verallge- 
meinerung der Forschungsergebnisse für eine gene- 
rell humanere Arbeitsweltgestaltung mehr möglich 
ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 20. Juni 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß Verbesserungen der Arbeitsbe- 
dingungen dann größere Chancen der Verwirklichung haben, wenn sie 
auch den Betrieben wirtschaftliche Vorteile bieten oder zumindest 
gleichwertige Wirtschaftlichkeitsbedingungen gewährleisten; insofern 
werden betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte bei Maßnahmen zur 
Verbesserung von Arbeitsbedingungen auch zukünftig beachtet. 

Es werden auch zukünftig keine Fördermittel zur Erarbeitung von 
Forschungsergebnissen bewilligt werden, wenn deren Verallgemeine- 
rungsfähigkeit in Frage gestellt ist. Zu Einzelheiten verweise ich auf den 
Bericht der Bundesregierung zur Planung für die Weiterentwicklung 
des Programms , Humanisierung des Arbeitslebens“ (Drucksache 10/16). 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Biidung und Wissenschaft 


79. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die für 1983 
Urbaniak bereitgestellten Mittel für das Benachteiligtenpro- 

(SPD) gramm in keiner Weise den tatsächlichen Bedarf 

decken? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 20. Juni 

Die Bundesregierung hat für das laufende Jahr 124 Millionen DM für 
das Programm für die Förderung der Berufsausbüdung benachteiligter 
Jugendlicher bereitgestellt. Sie hat damit die Mittel gegenüber dem 
vergangenen Jahr fast verdoppelt. Dennoch zeigt sich bereits jetzt, daß 
das Programm wegen der großen Nachfrage überzeichnet ist. Hierauf 
habe ich schon in der Fragestunde vom 9. Juni 1983 (Plenarprotokoll 
10/11, S. 583 ff.) auf entsprechende Anfragen der Abgeordneten 
Schemken und Heyenn im einzelnen hingewiesen. 


80. Abgeordneter Wie hoch ist die Summe, die im Land Nordrhein- 
Urbaniak Westfalen fehlt, um alle bisher gestellten Anträge 

(SPD) zu bewilligen, und welche Maßnahmen wird die 

Bundesregierung ergreifen, um die fehlenden Gel- 
der zur Verfügung zu stellen und gleichzeitig sicher- 
zustellen, daß das Benachteüigtenprogramm auch 
über 1983 hinaus finanziell abgesichert ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 20. Juni 

In Nordrhein-Westfalen werden zur Zeit 93 Maßnahmen mit ca. 2100 
Teilnehmern nach dem Programm gefördert. Seit 1980 wurden hierfür 
rund 36 Millionen DM bewüligt. Für das Haushaltsjahr 1983 stehen 
dem Landesarbeitsamt Nordrhein- Westfalen insgesamt 37,7 Millio- 
nen DM für Bewilligungen zur Verfügung. Diese Mittel reichen aus, 
um neben den laufenden Maßnahmen 30 Neuanträgen für das Aus- 
bildungsjahr 1983/1984 entsprechen zu können. Weitere 92 Anträge 
für rund 2000 Teilnehmer können derzeit nicht gefördert werden. 
Für die Bewilligung dieser Anträge wären allein 1983 rund 12 Millio- 
nen DM erforderlich. 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig, ob unter Berücksichtigung der 
angespannten Finanzlage weitere Mittel für das Programm zur Verfü- 
gung gestellt werden können. Eine Entscheidung über eine Aufstockung 
der Mittel hätte erhebliche Auswirkungen auch auf den Haushalt 1984 
und die Finanzplanung bis 1987. 


81. Abgeordnete 

Frau 

Seiler-Albring 

(FDP) 


Wie hat sich das sogenannte Benachteüigtenpro- 
gramm des Bundesministers für Büdung und Wissen- 
schaft in Wirkung und Finanzaufwand entwickelt, 
und ist die Bundesregierung bereit, ernsthaft zu 
prüfen, ob nicht eine Aufstockung möglich ist, 
nachdem es bereits seit Wochen deutlich über- 
zeichnet ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 20. Juni 

Die Bundesregierung hat für das laufende Jahr 124 Millionen DM für 
das Programm für die Förderung der Berufsausbildung von benachtei- 
ligten Jugendlichen bereitgestellt gegenüber 67 Mülionen DM im Jahr 
1982. Im laufenden Ausbildungsjahr erhalten rund 6000 benachteiligte 
Jugendliche, die sonst keine Ausbüdungschance hätten, durch das Pro- 
gramm eine Berufsausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen. Im 
Ausbildungsjahr 1981/1982 wurden 2000 Jugendliche gefördert. 

Trotz dieser erheblichen Ausweitung des Programms überschreiten die 
der Arbeitsverwaltung vorliegenden Neuanträge die zur Verfügung ste- 
henden Mittel allein für 1983 um über 30 Mülionen DM. Die Bundes- 
regierung prüft gegenwärtig, ob unter Berücksichtigung der angespann- 
ten Finanzlage weitere Mittel für das Programm zur Verfügung gestellt 
werden können. 
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Eine Entscheidung über eine Aufstockung der Mittel hätte erhebliche 
Auswirkungen auch auf den Haushalt 1984 und die Finanzplanung 
bis 1987. 


82. Abgeordneter 

Neuhausen 

(FDP) 


Wie lauten die zuletzt verfügbaren Daten und Trend- 
meldungen - jeweils im Verhältnis zum Vorjahr — 
über das gemeldete Angebot und die Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen und über die Zahl der tatsäch- 
lich registrierten neuen Ausbildungsverhältnisse im 
Bereich der Handwerks- und der Industrie- und 
Handelskammer? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 20. Juni 

Nach dem von der Bundesanstalt für Arbeit erstellten Bericht sind den 
Arbeitsämtern von den Betrieben in der Zeit vom 1. Oktober 1982 bis 
zum 30. Aprü 1983 insgesamt 374 877 Berufsausbildungsstellen gemel- 
det worden; im Vergleich zum Voijahr bedeutet dies ein Minus von 
7,4 V. H. Diesem Angebot an Ausbildungsstellen standen 490 594 Be- 
werber gegenüber, was einer Zunahme von 18,4 v. H. gegenüber dem 
Voijahr entspricht. 

Gezielte Umfragen haben ergeben, daß in einer Reihe von Industrie- 
und Handelskammerbezirken die Zahl der bisher abgeschlossenen Aus- 
bildungsverträge über dem Vorjahr liegt. Auf Grund dieser Erhebungen 
hat der Deutsche Industrie- und Handelstag insgesamt eine Steigerung 
gegenüber 1982 von knapp 10 v. H. errechnet. Der Deutsche Industrie- 
und Handelstag weist aber darauf hin, daß es sich dabei nur um eine 
vorläufige Feststellung handelt. 

Aus dem Bereich der Handwerkskammern liegen entsprechende Um- 
frageergebnisse bisher nicht vor. Nach Auskunft des Deutschen Hand- 
werkskammertags hängt dies damit zusammen, daß die Ausbildungs- 
verträge im Handwerk im allgemeinen später abgeschlossen werden 
als im Bereich von Industrie und Handel. 


83. Abgeordneter 
Neuhausen 
(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
sehr unterschiedlichen Trendmeldungen aus dem 
Bereich der Arbeitsverwaltung einerseits und den 
Kammerbezirken andererseits wesentlich auf die von 
Jahr zu Jahr früher getroffenen Entscheidungen von 
Jugendlichen und Betrieben zurückzuführen sind, 
und daß deshalb weder eine Hochrechnung der 
Arbeitsamtszahlen noch eine Verharmlosung mit 
Hilfe der Kammerstatistiken der realen Lage auf 
den Ausbildungsstellenmarkt und der Notwendig- 
keit, alle Anstrengungen zur Ausweitung des Aus- 
bildungsstellenangebots fortzusetzen, entsprechen 
würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 20. Juni 

Eine abschließende Beurteilung der Lage auf dem Ausbildungsstellen- 
markt ist derzeit noch nicht möglich. Alle bisher vorliegenden Daten 
sind nicht mehr als Zwischenbilanzen, deren Aussagewert begrenzt ist. 
Auch in den vergangenen Jahren hat sich gezeigt, daß sich aus solchen 
Zwischenergebnissen nur sehr bedingt Rückschlüsse auf das spätere 
Gesamtergebnis ziehen lassen. 

Die Tatsache, daß die Zahlen der Bundesanstalt für Arbeit und die Er- 
hebungen der Kammern so stark voneinander abweichen, hängt zu- 
nächst wohl damit zusammen, daß die dabei jeweils erfaßten Daten 
unterschiedlich sind. Die Berufsberatungsstatistik der Arbeitsverwaltung 
und die Kammer Statistiken sind daher nicht ohne weiteres vergleichbar. 
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Vor allem aber ist zu berücksichtigen, daß nicht alle Ausbildungsplätze 
den Arbeitsämtern gemeldet werden. Die sogenannte Einschaltquote 
des Arbeitsamts hat sich auf der Angebotsseite bereits im letzten Jahr 
verschlechtert. 1980/1981 wurden den Arbeitsämtern noch 78 v. H. 
aller Stellen angeboten, 1981/1982 waren es nur noch 72 v. H. Auch 
nach Auffassung der Bundesanstalt für Arbeit ist davon auszugehen, 
daß sich die Tendenz eines sinkenden Einschalt grads auf der Stellen- 
seite weiter fortsetzt. Auf der anderen Seite bewirbt sich ein steigender 
Anteil von Ausbildungsplatzsuchenden beim Arbeitsamt: 1980/1981 
72 V. H., 1981/1982 76 v. H.; die Schätzungen für 1983 belaufen sich 
auf über 80 v. H. 

Aus den dargelegten Gründen teilt die Bundesregierung Ihre Auffassung, 
daß weder Arbeitsamtszahlen noch Kammerstatistiken der tatsächlichen 
Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt entsprechen. In dieser Situation 
kommt es entscheidend darauf an, auch weiterhin alle Anstrengungen 
zur Stärkung der Ausbildungsbereitschaft und damit Verbesserung des 
Ausbildungsplatzangebots zu unternehmen. 


84. Abgeordneter Mit welcher Dunkelziffer, das heißt, mit wie vielen 
Neuhausen jeweils unversorgten Jugendlichen, die in der Berufs- 

(FDP) bildungsstatistik aber nicht erfaßt werden, haben 

frühere Berufsbildungsberichte der Bundesregierung 
gerechnet, und teilt die Bundesregierung die Auf- 
fassung, daß auch im Herbst 1983 selbst bei einer 
statistisch ausgeglichenen Beruf sbildungsbüanz mit 
einer entsprechenden erheblichen Dunkelziffer zu 
rechnen ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 20. Juni 

Angebot und Nachfrage bei Ausbildungsplätzen sind nicht von vorn- 
herein festliegende Größen, sie müssen entsprechend den gesetzlichen 
Bestimmungen definiert werden. 

Als Angebot wird im Berufsbildungsbericht dementsprechend die Sum- 
me der am 30. September bei der Arbeitsverwaltung gemeldeten, unbe- 
setzten Ausbildungsplätze und der neu abgeschlossenen Ausbildungs- 
verträge bezeichnet. Die Nachfrage ergibt sich aus der Zahl der am 
30. September bei der Arbeitsverwaltung gemeldeten, Ausbildungs- 
plätze suchenden Bewerber und der Zahl der neu abgeschlossenen 
Ausb ild ungs Verträge . 

Diese Begriffsbestimmungen orientieren sich am Maßstab der statisti- 
schen Nachprüfbarkeit. Darüber hinaus gibt es Angebote und Nach- 
fragen bei Ausbildungsplätzen, die in diesen Abgrenzungen nicht er- 
faßt sind und deren Quantifizierung nicht möglich ist. Hierauf ist in 
den bisherigen Berufsbildungsberichten hingewiesen worden. Von 
dieser Situation ist auch im Herbst 1983 auszugehen. 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Streichung 
des BAföG für Besucher von Kollegs und Abend- 
gymnasien für den Monat August rückgängig zu 
machen, da in den Allgemeinen Prüfungsordnungen 
von Kollegs den Studierenden das Arbeiten während 
der Zeit des Koliegbesuchs (auch in den Ferien) 
unter Androhung der fristlosen Kündigung ausdrück- 
lich untersagt ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 20. Juni 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die ausschließlich zur Ein- 
sparung von Haushaltsmitteln geschaffene Vorschrift des BAföG, 
nach der ab 1984 beim Besuch von Schulen für den Ferienmonat 
August Ausbildungsförderung nicht mehr geleistet wird, für Auszu- 
bildende an Kollegs und Abend gymnasien aufzuheben. 


85. Abgeordneter 

Catenhusen 

(SPD) 
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Eine Aufhebung der Vorschrift für Abendgymnasiasten und Kolle- 
giaten könnte nicht damit begründet werden, daß ihnen das Arbeiten 
während des Kollegbesuchs und in den Ferien untersagt sei. Dies trifft 
im allgemeinen nicht zu. 

Zwar dürfen die Auszubildenden entsprechend einer im Landesrecht 
umgesetzten KMK-Vereinbarung von 1979 über die Neugestaltung der 
Kollegs während des Kollegbesuchs keine „berufliche Tätigkeit“ aus- 
üben; Neben- bzw. Ferienarbeit fallen aber nach einer in den Ländern 
weit überwiegenden Meinung nicht unter diesen Begriff. Auf eine Um- 
frage des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft haben im Früh- 
jahr 1983 sieben Länder mitgeteilt, daß Neben- bzw. Ferienarbeit von 
Kollegialen von dieser Regelung nicht erfaßt ist; zwei weitere Länder 
haben dieser Auffassung im Grundsatz zugestimmt. Lediglich die Län- 
der Nordrhein-Westfalen und Hessen haben Neben- bzw. Ferienarbeit 
für unvereinbar mit den jeweiligen Landesregelungen erklärt. Was je- 
doch die Praxis angeht, habe ich Grund zu der Annahme, daß auch in 
diesen beiden Ländern kein Auszubildender ein Kolleg verlassen muß, 
weil er eine Neben- bzw. Ferienarbeit ausübt, um Kosten seines Lebens- 
unterhalts und seiner Ausbildung bestreiten zu können. 


Bonn, den 24. Juni 1983 
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